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6.
Dezember – während kleine
und grosse Kinder mit
Spannung auf Samichlaus

und Schmutzli warten und sich im Ma-
gen ein mulmiges Gefühl ausbreitet,
sitzen wir am Redaktionstisch bei un-
fertigen Manuskripten, trockenen Nüs-
sli und Lebkuchen. Wir tuns dem Sa-
michlaus gleich und denken über mehr
und weniger Lobenswertes des zu Ende
gehenden politischen Jahres nach. 

Hand aufs Herz, seit Ihr am 24.
Oktober wählen gegangen? Zugege-
ben, es ist lange her, aber die nächsten
Abstimmungen kommen bald. Dann
gibt es die Möglichkeit, gutzumachen
was bei den Wahlen verpasst worden
ist. Mit der Umverkehrsinitiative
kommt z.B. ein Thema vors Volk, das
von engagierten VerkehrhalbiererIn-
nen lustvoll und witzig aufbereitet
wird. 

Der enttäuschende Ausgang der Na-
tionalratswahlen hat uns zwar einen
Augenblick gelähmt, doch frustriert an
Nüssli und Mandarinli zu knabbern,
hilft auch nicht weiter. Drum schauen
wir vorwärts und widmen uns in die-
ser Ausgabe Themen wie S-Bahnnetz
Innerschweiz, Asylbetreuung im Zivil-
dienst, Elektrosmog…SVP (hängt uns
zwar zum Hals heraus, doch der
spannende Beitrag von Josef Lang hat
uns überzeugt). Schwarzarbeit - auch
im Kanton Zug - ist ein Thema, worü-
ber im Bulletin noch nie geschrieben
wurde. Bruno Bollingers aufschlussrei-
cher Artikel handelt von den weniger
bekannten Tatsachen dieser Proble-
matik. 

Dies alles und viel mehr sind uns 32
statt 28 Seiten wert. Vier Seiten mehr -
ein Geschenk für Euch vom Weih-
nachtsmann, äh -frau, äh...

Übrigens haben wir auf das frisch
gestrichene Bulletin angestossen, uns
an den Loben gelabt und freuen uns
weiterhin über Rückmeldungen aus
unserem LeserInnenkreis.

Die Redaktion

PS: Das Bulletin ist Millennium-
stauglich und falls Ihr abstürzen soll-
tet, wünschen wir eine sanfte Landung
im Jahr 2000.

Neunzehnhundertneunundneunzig

Editorial



Bereits am 12. März 2000 wird über die

Verkehrshalbierungs-Initiative abge-

stimmt. Sie bietet die Chance, die ins-

gesamt relativ erfolgreiche Verkehrspo-

litik der Schweiz im Güterverkehr auf

den gesamten Verkehrsbereich konse-

quent auszuweiten und fortzusetzen -

damit wir in Zukunft wieder freier at-

men, ruhiger schlafen, besser und ge-

sünder leben können. 

Umverkehr; Bilder Umverkehr, Urs

Bachmann

... bedeutet mehr Zukunft für alle

Die Initiative des Vereins umverkehR
verlangt eine Halbierung des privaten
motorisierten Strassenverkehrs inner-
halb von zehn Jahren nach Annahme der
Initiative. Das sind die notwendigen Di-
mensionen, wenn man die Klimakon-

vention ernst nehmen und die Mobilität
auch für unsere Kinder und Enkelkinder
sicherstellen will.

Das Initiativkomitee propagiert für
die Umsetzung ein Bündel von wirt-
schafts- und sozialverträglichen Mass-
nahmen wie den Ökobonus, d.h. eine
Lenkungsabgabe, die wieder an die Be-
völkerung zurückerstattet wird, die För-
derung von neuen Fahrzeugtechnologi-
en, von Tram, Bus und Bahn, von Car-
Sharing und Car-Pooling oder die Schaf-
fung autoarmer Zonen. So entstehen
neue Formen der Mobilität und es wird
eine verkehrspolitische Trendwende hin
zu neuen Mobilitätskonzepten eingelei-
tet, um die wir längerfristig auch inter-
national nicht herumkommen. 

... führt zu mehr Gesundheit für alle

Halb so viel Strassenverkehr bedeutet
weniger Unfälle, weniger Allergien, we-
niger Asthma, weniger frühzeitige To-
desfälle oder Leistungsverminderung

wegen Lärmbelastung und erhöhter
Ozonwerte. Bundesrat Leuenberger
stellt in der Broschüre des Bundesamtes
für Umwelt, Wald und Landschaft (BU-
WAL) zum Thema Sommersmog fest:
«Um saubere Luft zu erhalten, müssen
die für Sommersmog verantwortlichen
Vorläufersubstanzen nochmals halbiert
werden». Mit technischen Massnahmen
allein wird dies jedoch kaum möglich
sein. Denn was nützen die besten Ab-
gasvorschriften und technischen Errun-
genschaften zur Senkung des Energie-
verbrauchs, wenn diese Erfolge durch
ein ungebremstes Wachstum der Ver-
kehrsmenge gleich wieder zunichte ge-
macht werden. Die Verkehrshalbie-
rungs-Initiative fördert mit der Forde-
rung nach Kostenwahrheit (mit einem
auf dem Benzin erhobenen Ökobonus)
klar auch emissionsärmere Autos. Aber
es braucht zusätzlich eine Intensivierung
aller bisherigen Ansätze in Richtung Re-
duktion der Fahrleistung.

Umverkehr



... bringt mehr Arbeitsplätze für alle

Freie Fahrt für alle heisst: jedeR kann-
für einen Weg das passende und effizien-
teste Transportmittel wählen  Das kann
das Auto sein, muss aber nicht. Die In-
itiative schafft Platz für Innovationen.
Neue Rufbussysteme, Car-Sharing-Un-
ternehmen wie Mobility, öffentliche Ta-
xis, Wagon- und Schienenbau, Bus und
Bahn, Reregionalisierung sind einige
Stichworte. In der Automobilindustrie
werden Arbeitsplätze massiv wegrationa-
lisiert. Das Festhalten an veralteten Struk-
turen gefährdet langfristig Arbeitsplätze.
Die Initiative gibt der Schweiz die Chan-
ce, eine internationale Vorreiterrolle bei
der Schaffung von nachhaltigen Arbeits-
plätzen einzunehmen. Springen wir auf
diesen Zug auf, bevor er abgefahren ist. 

... heisst mehr Genuss für alle

Halb so viel Strassenverkehr ist nicht
nur vernünftig, sondern auch ein ange-
nehmer «Luxus», den wir uns leisten soll-
ten. In den 30-er bis 50-er Jahren wollte
man den Luxus Auto allen zugänglich

machen. Heute ist es
Luxus, in einer autoarmen

Umgebung wohnen zu können. Die är-
meren Schichten der Bevölkerung, sind
gezwungen, an lärmigen und abgasrei-
chen Strassen zu wohnen. Mit halb so viel
Strassenverkehr können Quartiere und
Plätze ohne verkehrstechnische Proble-
me und ohne neue Umfahrungsstrassen
wieder allen zugänglich gemacht wer-
den. In autoarmen Zonen finden Stras-
sencafés und Geschäfte mehr Kunden,
Städte und Tourismusorte können aufat-
men. Kinder können unbeschwerter
spielen.

Auch für Autofahrerinnen und
Autofahrer eine sinnvolle Option

Bei einer Annahme der Initiative wird
das Auto niemandem weggenommen.
Vielmehr sollen die Rahmenbedingun-
gen so geändert werden, dass jeder und
jede frei entscheiden kann, welches Ver-
kehrsmittel er oder sie wählt. Wichtig ist
deshalb, dass bequeme und effiziente Al-
ternativen zur Verfügung stehen. Nie-

mand, der ein Auto fährt, muss um seine
Mobilität bangen. Im Gegenteil, wenn
wir nichts an unserer Verkehrspo-litik
ändern, droht uns der Verkehrskollaps.

Es macht keinen Sinn, die Verkehrs-
probleme mit dem Bau von immer noch
mehr Strassen zu bekämpfen. Die Gren-
zen der bestehenden Kapazitäten wür-
den spürbar, meint auch Heinz Gut-
scher, Sozialpsychologe, der die «Stau-
weg!-Woche» im Kanton Aargau beim
Baregg-Tunnel mitbetreut hat. Jetzt ge-
he es darum, die Verkehrsflächen sinn-
voll und intelligent zu bewirtschaften.
Mehr Verkehr führt zu mehr volkswirt-
schaftlich schädlichem Stau, eine Re-
duktion der Verkehrsmenge kann die
Staus erheblich minimieren. «Wenn wir
so weitermachen, hat am Schluss gar
niemand mehr Freude an der Mobilität;
deshalb brauchen wir diese Diskussion
um die Initiative», gibt Heinz Gutscher
zu bedenken...

Informationen über Umverkehr:  Postfach,
8036 Zürich, Tel. 01 242‘72‘76, Fax 01
242‘72‘40, e-mail: zh@umverkehr.ch 



Elektrosmog 1. Teil

Mega unsicher - gigasicher?

Die rasante Aufrüstung im hochfrequen-

ten Mobilfunkbereich und die Leistungs-

erhöhungen bei den Starkstromverbin-

dungen haben das schon lange bekan-

nte, aber eher verdrängte Phänomen in

der Bevölkerung neu aktualisiert. Im

Schnellverfahren und ohne Volkswider-

stand konnte Swisscom ihr Betriebsnetz

erstellen. Publik gewordene Gesundheits-

risiken im Zusammenhang mit Anten-

nenstandorten verunsichern eine wach-

sende Anzahl Bürger. Behörden sugge-

rieren Sicherheit mit Grenz- und Vorsor-

gewerten. Wie «vollwertig» sind diese?

von Kurt Jordan, Infoverein Elektrosmog

Zug 

Auch im Zuger Hertiquartier formierte
sich Widerstand gegen eine geplante Mo-
bilfunkantenne der Firma Orange Com-
munications SA. Die Sammeleinsprache
mit ca. 400 Unterschriften blieb ohne
Einfluss auf das Bewilligungsverfahren.
Das Okay liegt bei diesem Fall gleich dop-
pelt vor, denn Grundeigentümerin für
diesen Antennenstandort ist die Stadt
Zug selber. 400 Einsprachen würden ein
anderes Bauvorhaben sicher zu Fall brin-
gen. Weshalb hier nicht?

Im Zusammenhang mit Natel-Anten-
nen entstehen elektromagnetische Fel-
der, für deren Wahrnehmung der
Mensch keine Sensoren hat. Für viele un-
ter uns gilt deshalb immer noch: Was ich
nicht höre, sehe, rieche und spüre, gibt es
nicht. Die Meinung, dass harmlos sei, was
nicht unmittelbar Schaden anrichtet, ist
weit verbreitet. Wer glaubt, E-Smog-Ein-
fluss könnte seine Gesundheit beein-
trächtigen, wird gerne als Hypochonder,
Esoteriker oder eben als Technofeind in
die Extremisten-Ecke gestellt.

Ist Skepsis und Unbehagen überhaupt

erlaubt, wenn doch gestandene Wissen-
schafter in aller Welt die Sache prüfen,
oder wenn sich die Schweiz wie auch die
WHO auf die Vorgaben der Internationa-
len Kommission zum Schutz vor nicht io-
nisierender Strahlung (ICNIRP) abstüt-
zen und den Bund, die Kantone und Ge-
meinden zusätzlich anhalten, bei solchen
Bauprojekten Freihaltezonen sowie Zo-
nen empfindlicher Nutzung (Wohnen, öf-
fentliche Nutzung, etc.) zu kontrollieren?

Im Kanton Zug wurde der internatio-
nale Immissionsgrenzwert, den auch das
BUWAL in den aktuellen Richtlinien im
Entwurf der NIS-Verordnung übernom-
men hat, laut Zuger Amt für Umwelt-
schutz (AfU) bei allen bis jetzt eingegan-
genen Baugesuchen unterschritten. Das
AfU wendet im Sinne der Vorsorge den 10
% Immissionsgrenzwert an, d.h. bei der
nächstgelegenen empfindlichen Nut-
zung zur Sendeanlage muss es in Zug 90
% weniger strahlen als «international».
Das müsste doch die letzten Angsthasen
beruhigen.

Nichts Beruhigendes in Sicht

Die Arbeitsgruppe «Nichtionisierende
Strahlung» NIS berät das BUWAL in Fra-
gen der biologischen Wirkungen. Ob-
wohl diese Beratungsgruppe viele Studi-
en zur detaillierten Beurteilung heran-
zieht, zeigt sich ein Bild der Einseitigkeit.
Neuere Erkenntnisse fliessen mangels
wissenschaftlicher Kriterien bei der
Grenzwertempfehlung nicht ein, ebenso
Ergebnisse, die nur von einer einzigen
Forschergruppe gefunden wurden. Vie-
les bleibt noch unerforscht, kann nicht be-
urteilt werden, weil kein Wirkungsmodell
vorliegt...
Der Umweltausschuss des EU-Parla-
ments wirft in seinem Beschlussesent-
wurf vom März 1999 der EU und der
WHO vor, bislang die Ergebnisse einer
grossen Zahl wissenschaftlicher Publika-
tionen ignoriert zu haben! Verschiedene
bedeutungsvolle Quellen weisen auf wei-

tere Grenzwertmankos hin:
�Die Grenzwerte berücksichtigen gene-
rell nur kurzfristige und monokausale Ef-
fekte. Synergistische Effekte und Lang-
zeitwirkungen blieben völlig unbeachtet.
�Sie basieren auf Mehrheitsmeinungen
«klassischer» Forschungen, meist als
Auftragsforschung industrieller Interes-
sengruppen.
�Trotz extremer Bedeutung und aner-
kanntem Forschungsbedarf herrscht eine
grobe Vernachlässigung athermischer
Wirkungen.
�«Die Werte liegen zwar unter den
Grenzwerten, aber unsere Grenzwerte
orientieren sich ja nicht nach der Ge-
sundheit!»
Lust auf weitere Beruhigung?
�Mikrowellenstrahlung von Mobiltelefo-
nen kann die sogenannte Blut-Hirn-
Schranke öffnen, so dass verschiedene
Proteine des Blutes und andere schädli-
che Stoffe ins Gehirn gelangen und da-
durch Gehirnzellen und Nerven zer-
stören können (Versuch mit Rattenhirn).
�Die Neurologische Uniklinik Freiburg
wies deutliche Blutdruckerhöhung durch
Handy-Strahlung nach.
�Prof. Dr. Peter Semm, Entdecker des
Melatonins, forschte jahrelang für die
deutsche Telekom. Bereits 1995 stellte er
fest, dass bei Bestrahlung mit gepulster
Hochfrequenz (D-Netz) weit unterhalb
der Grenzwerte 60 % der Nervenzellen
falsch reagieren.
�Medizinphysiker Dr. Lebrecht Klitzing
belegt, dass Menschen durch gepulste
Hochfrequenzstrahlung (HF) bei lang-
zeitiger Exposition schon bei geringen
Strahlungsdichten von 1nW/cm2 erkran-
ken! Bei 100nW/cm2 können sich Hirn-
ströme verändern und die Pulsung greift
in die Informationsübertragung zwi-
schen Zellen ein.

Gepulste Strahlung nonstop

Wer glaubt, mit einem Schnurlostele-
fon vor HF-Strahlung besser geschützt zu



sein als mit einem Handy, kann sich täu-
schen. So senden z.B. DECT-Schnurlose
Tag und Nacht mit voller Leistung gepul-
ste digitale Wellen. Die oben erwähnten
Strahlendichten von 1 nW/cm2 können
bei schlechten Geräten noch im Abstand
von 50 Metern gemessen werden! Im
Durchmesser (alle Richtungen) von ca.
10 Metern können Strahlungsdichten
um 100nW/cm2 immer noch Hirnströ-
me verändern! (Zur optischen Verdeutli-
chung siehe Illustration)

Die Basisstation selbst strahlt wie ein
Mobilfunkturm in ca. 20 Metern Ab-
stand. (Diese Aussagen treffen für CT1+-
Geräte nicht, und für CT2- Geräte nur be-
dingt zu).

Hoffnungsträger!?

�Nach langem Kampf für die Gesund-
heit wurde der Kurzwellensender
Schwarzenburg abgerissen.
�In Zürich-Witikon musste Diax wegen
hartnäckigem Widerstand einer Gegner-
gruppe ihren Antennenstandort aufge-
ben.
�Die Stadt Salzburg reduzierte auf
Druck aus der Bevölkerung die Sen-
deemmissionen um den Faktor 100 tie-
fer als der CH- bzw. WHO-Grenzwert
und der Betrieb funktioniert.
�In Deutschland summieren sich nicht
nur die Funkmasten sondern auch die
Gegner. Die deutsche Bürgerwelle e.V.
vertritt bereits über 200 Protestgruppen.
Ihr Slogan: «Vorbeugen statt leiden!»
�Politisch gibt es einzelne Vorstösse.
�Im Kanton Zug versucht der Info Ver-
ein Elektrosmog unabhängige Informa-
tionen möglichst breit zu streuen.

Trotzdem: Es gibt das Heer der Han-
dygeilen. In der Schweiz wurden 1999
bis jetzt über eine Million Handys ver-
kauft – das sind alles «Auftraggeber» für
neue Mobilfunkantennen. Das Brisante
daran: Eine kürzlich gemachte Untersu-
chung bestätigt Vermutungen – vorwie-
gend «Blablafonie».

Illustrativer «Auszug» aus dem sonst komplexeren Wellenmix.

Die kleinen Kreise stellen einen kritischen Strahlenwert im ø von 14 Metern und die

angenommene Dichte schnurloser DECT-Telefonstationen dar (keine Natels). Auch

weit entfernt von einer Mobilfunkantenne setzt sich jemand mit einer DECT-Station

«hausgemacht» permanent gepulster Strahlung aus, so wie sie auch im näheren

Umkreis eines Antennenmastes vorkommt.



Regierungsrat 

Genau vor einem Jahr begann mein Be-

richt aus dem Regierungsrat mit diesem

Titel. Auch Ende dieses Jahres stellt sich

nach dem Krieg im Kosovo und der

Rückkehr vieler Flüchtlinge die gleiche

Frage. Allerdings, für die Nationalrats-

wahlen waren die Signale andere: Mit

dem im August 1999 definitiv beschlos-

senen Arbeitsverbot setzte der Bundesrat

- trotz damals schon abnehmender Ge-

suchszahlen - ein Zeichen in die falsche

Richtung. Das Gleiche machte das Bun-

desamt für Flüchtlinge (BFF): Mit seinen

Prognosen, dass mit dem Einbruch des

Winters die Gesuchszahlen wieder hoch-

schnellen würden, lieferte es der SVP

Munition für deren Wahlkampf.

Von Hanspeter Uster; Bild Brigitte Weiss

Taube SVP (Teil 1) 

Die Ausländerfrage bewegt die Men-
schen. Dies zu verdrängen wäre völlig
falsch. Deshalb habe ich die Interpellation
von SVP-Nationalratskandidat Betschart
umfassend beantwortet und unsere klare
Haltung belegt, wenn es um Drohungen
gegen die Lehrer- und Schülerschaft, El-
tern und Behördenmitgliedern geht. Das
gefiel dem Interpellanten offenbar nicht,
obwohl keine seiner Fragen offen blieb.
Meine Bemerkung dazu gemäss Kan-
tonsratsprotokoll: «Möglicherweise ist er
deshalb nicht ganz befriedigt, weil es uns
gelungen ist, eine befriedigende Antwort
zu finden.» - Zusammen mit der Direkti-
on für Bildung und Kultur wird meine Di-
rektion im Januar 2000 die Gemeinden
(Gemeinderät/innen der Schul-, Sozial-
und Sicherheitsämter sowie die Rektora-
te) über das nationale Projekt «Gemein-
sam gegen Gewalt» und seine Umset-

zung im Kanton Zug orientieren. 
Allerdings ist eine kritische Anmer-

kung nötig: Gerade meiner Direktion und
den mir unterstellten Ämtern (Kantons-
polizei, Amt für Ausländerfragen, Straf-
vollzug) muss es besser gelingen, unsere
Praxis im Ausländer- und Asylrecht einer
breiten Öffentlichkeit als das darzustel-
len, was ihr Kerngehalt ist: Eine huma-
nitäre und offene Haltung als Grundsatz,
aber gegenüber der kleinen Minderheit
von Ausländer/innen, die sich nicht kor-
rekt verhält, konsequentes Handeln unter
Ausschöpfung des rechtlich Möglichen. 

Taube SVP (Teil 2)

Im Zusammenhang mit der geplanten
Einführung von Tempo 100 auf einem
Teil der Zuger Autobahnen hat ein ande-
rer SVP-Nationalratskandidat einige Fra-
gen gestellt. Die Regierung erklärte den
Sachverhalt, was jedoch den SVP-Spre-
cher nicht davon abhielt, nochmals genau
die gleichen Behauptungen in den Raum
zu stellen, die der Regierungsrat einige
Minuten vorher entkräftet hatte. Meine
Bemerkung gemäss Kantonsratsproto-
koll: «Es bringt wenig, wenn der Regie-
rungsrat durch eines seiner Mitglieder ei-
ne Interpellationsantwort verlesen lässt,

welche alle erforderlichen Argumente
enthält, und danach trotzdem so argu-
mentiert wird, als hätte die Regierung
nicht Stellung genommen». Übrigens:
die gleichen Argumente wie die SVP
bringt jetzt neu ein Petitionskomitee ge-
gen Tempo 100 auf der Autobahn... 

Radarkontrollen - nein, oder doch, oder
je nachdem?

Auf eine SVP-Interpellation zu den Ra-
darkontrollen reagierte die Regierung ge-
lassen, und ich konnte mit Zahlen unter-
mauern, dass die Verkehrssicherheit mit
vermehrten Kontrollen massgeblich ge-
steigert werden konnte: Obwohl der Fahr-
zeugbestand im Kanton Zug seit 1990
um fast 25% zunahm, verringerte sich die
Verkehrsdelinquenz um 5%. Gesamt-
schweizerisch sind es im gleichen Zeit-
raum 15% bzw. 2%. Fazit: Trotz wesent-
lich mehr Autos konnte die Zahl der Un-
fälle im Vergleich zum schweizerischen
Durchschnitt dank der starken Präsenz
der Verkehrspolizei und dank den Radar-
kästen mehr als doppelt so stark gesenkt
werden. Ironie der Geschichte: Zwei Mo-
nate später verlangten prominente Ver-
treter der Autolobby im Kantonsrat nicht
weniger, sondern mehr Radarkontrollen.

Wende in der Asylpolitik?

Starke Präsenz der Polizei und Radarkontrollen senken die Unfälle



Spitalplanung

Mit der nicht überwiesenen Motion «Er-

arbeitung von einem Vergleichsprojekt

Zentralspital Zug und separater Objekt-

kreditvorlage Pflegeheim Baar» ist ein

weiteres Stück Spitalgeschichte ge-

schrieben. Neu ist sicher, dass jetzt

neben den Bürgerlichen auch ein Teil

der Linken eine Diskussion verweigert.

Von Manuela Weichelt, Frische Brise

Steinhausen; Bild Brigitte Weiss

Am 24. Oktober 1999 hat das Zuger
Volk dem «Gesetz über das Zentralspi-
tal» mit 640 Stimmen Vorsprung zuge-
stimmt. Gleichzeitig aber den «Objekt-
kredit für die Planung und Realisierung
des Zentralspitals mit Option Pflege-
heim» mit 16’312 zu 16’908 Stimmen ab-
gelehnt. Sieben der elf Gemeinden ha-
ben sogar beide Vorlagen abgelehnt. Das
Stimmvolk hat sehr differenziert ent-
schieden. Wie es der Titel des Gesetzes
und des Objektkredites sagen, kann das
Abstimmungsresultat durchaus primär
als Zusage für ein Zentralspital und eine
Absage an den Objektkredit Zentralspital
mit Option Pflegeheim gewertet werden.
Der Standort erschien weder im Titel des
Gesetzes noch auf dem Stimmzettel. Die
Abstimmung erforderte ein Ding der
Unmöglichkeit, indem sie zwei Fragen
in eine verpackte. Wie sollte gestimmt
werden, wenn zwar ein Zentralspital be-
fürwortet wurde, aber der Standort Baar
nicht? 

Viele StimmbürgerInnen haben den
Objektkredit deshalb abgelehnt, weil sie
der Argumentation jener GegnerInnen
gefolgt sind, welche sagten, dass Ver-
gleichsprojekte auf gleicher Grundlage
noch nicht vorliegen würden. Die Gefahr
sei deshalb gross, dass bei einer mögli-
chen nächsten Abstimmung die Vorlage

abgelehnt würde; sei dies aus Kosten-
und/oder Standortargumenten. Unser
Gesundheitswesen ist jedoch auf ein
baulich optimales Haus angewiesen, was
mit dem vom Regierungsrat vorgesehe-
nen Vorgehen gefährdet wird. Ein seriös
und sorgfältig geplanter Projektvergleich
mit aktualisiertem Raumprogramm und
Raumbedarf sollte deshalb genau geprüft
werden und eine separate Pflegeheimvor-
lage auszuarbeiten, wäre politisch klug. 

Warum für das Pflegeheim eine sepa-
rate Vorlage? Eigentlich hat das Volk die
Option Pflegeheim ebenfalls abgelehnt.
Auch bei dieser Vorlage wurden zwei
Themen (Objektkredit und Pflegehei-
moption) in eine Abstimmungsfrage ver-
packt.

Um einen Scherbenhaufen zu verhin-
dern, beantragte ich zusammen mit Jean
-Pierre Prodolliet, SP; Hans Christen,
FDP und René Bär, SVP mittels Motion,
dass beim weiteren Planungsverfahren
die Projektierungsarbeiten so in Auftrag
gegeben werden, dass für einen allenfalls
dem Volk zu unterbreitenden Baukredit
nicht nur ein Projekt am Standort Baar,

sondern auch ein Vergleichsprojekt am
Standort des heutigen Kantonsspitals
Zug vorgestellt werden kann.

An der Kantonsratssitzung vom 25.
November 1999 wurde bezüglich Über-
weisung heftigst diskutiert. Usus ist,
dass Motionen überwiesen werden, es sei
denn, es werde etwas Absurdes bean-
tragt. Die letzte nicht überwiesene Moti-
on war eine Steuermotion der SP, da die
Bürgerlichen darüber nicht einmal dis-
kutieren wollten. Der Spitalmotion ging
es nicht anders. Sie wurde mit 54: 13 Stim-
men nicht überwiesen. Leider wurde die
Überweisung auch von der SP - mit Aus-
nahme des Motionärs - nicht unterstützt.
Bis auf Hanspeter Hausheer, der sogar
gegen die Überweisung der Motion
stimmte und dem Fraktionschef, Chri-
stoph Hohler, der an der Sitzung fehlte,
enthielt sich der Rest der Stimme. Auch
Stimmenthaltung ist eine Haltung. Als
Meinungslose ist es auch schwierig ei-
nen Wahlkampf zu gewinnen. Die Alter-
native Fraktion wird die kommenden
Spitalvorlagen mit dem Projektierungs-
kredit (Sommer 2000) und der Projekt-

Die Eingleisigkeit 
geht weiter !

Neu, neuer, am teuersten: Die Kantonsspital-Investitionen der letzten Jahre  waren

für die Katz!



Der Zivildienst hat sich als Alternative

zum Militärdienst in den letzten drei

Jahren erfolgreich etabliert. Seit der Ein-

führung des Zivildienstes am 1.Oktober

1996 wurden über 5000 Zulassungsge-

suche gestellt. Mit durchschnittlich 100

Gesuchen pro Monat erreicht der Zivil-

dienst eine steigende Beliebtheit. Die

Zulassungsquote ist übers Ganze etwas

grösser als 75 Prozent. Der Autor dieses

Berichtes leistete kürzlich seinen Zivil-

dienst im Bereich der Flüchtlingsbetreu-

ung. Seine Erfahrungen sollen u.a. einen

Einblick in den Alltag eines Zivildienst-

leistenden geben.

Von Jörg Rüttimann, Zug 

Bild  Brigitte Weiss

Mein Einsatz als Zivildienstleistender
begann mit einem Einführungstag bei
der Zivildienst-Regionalstelle Inner-
schweiz. Dort informierte man mich
über die Organisation, die Funktion und
den Ablauf des Zivildienstes. Die Orga-
nisation des Zivildienstes kennt keine
automatische Dienstaufgebote wie beim
Militär. Im Normalfall kann man den
Zeitpunkt , die Einsatzdauer und den
Einsatzbetrieb frei wählen. Vorausset-
zung dafür ist die Beachtung der beste-

henden Regelungen aus dem Zivil-
dienstgesetz und dessen Verordnungen.

Motivation als Voraussetzung

Wer zum Zivildienst zugelassen wird,
kann heute aus einem der über 650 aner-
kannten Einsatzbetriebe auswählen. Je-
der Zivildienstleistende muss seinen
Einsatzbetrieb selbst suchen und die Ein-
satzdauer sowie weiter gehende Verein-
barungen direkt mit der verantwortli-
chen Kontaktperson des Einsatzbetrie-
bes treffen. Die zuständige Regionalstel-
le des Zivildienstes überwacht und bewil-
ligt jeden Einsatz. Mit diesem Ablauf ist
gewährleistet, dass in der Regel nur gut
motivierte Zivildienstleistende im Ein-
satz stehen.

Ich habe mich für den Asylbereich ent-
schieden, weil er meinen persönlichen
Interessen entspricht. Seit Januar 1999
organisiert das Bundesamt für Flüchtlin-
ge (BFF) in Zusammenarbeit mit den Or-
ganisationen der Flüchtlingsbetreuung
Zivildiensteinsätze. Wer einen Einsatz
im Asylwesen von mindestens 120 Tagen
am Stück leistet, kommt in den Genuss
einer einwöchigen Aus- und einer
zweitägigen Weiterbildung. Für mich
war diese Ausbildung eine optimale Vor-
bereitung für meinen viermonatigen
Einsatz in der Regionalstelle Lenzburg
des kantonalen Sozialdienstes Aargau.
Von Anfang Mai bis Ende August 1999

wirkte ich als Flüchtlingsbetreuer in zwei
Unterkünften in den Gemeinden Woh-
len und Seengen. Während den ersten
sechs Wochen bekam ich eine gründli-
che Einführung in die Betreuungs- und
Administrativaufgaben, welche in einer
Flüchtlingsunterkunft tagtäglich anfal-
len.

Durchsetzungsvermögen nötig

Mein Arbeitsgebiet als Betreuer um-
fasste vielfältige Aufgaben: Taschen- und
Essensgeld-Auszahlung, Organisieren
von Arzt- und Behördenterminen, In-
stand- und Sauberhaltung der Unter-
künfte, Vermittlung und Hilfeleistung in
Konfliktsituationen, Erstellen von Wo-
chenabrechnungen usw. In der Unter-
kunft von Wohlen waren durchschnitt-
lich 35 Einzelmänner untergebracht. Sie
stammten im Schnitt aus über zehn ver-
schiedenen Nationen, wovon rund die
Hälfte aus dem Kosovo kamen. Man
braucht viel Durchsetzungsvermögen
und gutes Organisationstalent, um in
den vielen hektischen Situationen die
Übersicht nicht zu verlieren. Wenn man
bedenkt, dass im Kanton Aargau durch-
schnittlich auf eine(n) Betreuer(in) 40
bis 60 Asylsuchende fallen, ist dieser Job
sicher keine leichte Aufgabe.

Geradezu grotesk mutet es da an, wenn
Zivilschutz- und Militäreinheiten die
Flüchtlingsbetreuung übernehmen. Sie

Zivildienst

Die Alternative zum 
Militärdienst



arbeiten vielfach mit dem Verhältnis ein
Betreuer pro Flüchtling. Aber diese bei-
den Organisationen sind ja für ihre Inef-
fizienz bestens bekannt. Dies ist ein
schwacher Trost für alle übrigen Mitar-
beiter des Flüchtlingswesens, die für die
Lösung ihrer schwierigen Aufgaben sel-
ten auf ein ausreichendes Personalreser-
voir  zurückgreifen können.

Traumatisierte Flüchtlinge betreuen

Weil durch den Kosovo-Konflikt die
Zahl der Flüchtlinge in diesem Frühjahr
markant angestiegen war, herrschte
nicht nur im Aargau sondern fast in der
ganzen Schweiz ein Mangel an Betreu-
ungspersonal. Um so verständlicher,
dass Zivildienstleistende eine willkom-
mene Alternative sind, um diese nicht
voraussehbaren Schwankungen in der
Flüchtlingsbetreuung besser auszuglei-
chen. Diesem Umstand ist es auch zu zu-
schreiben, dass ich nach sechs Wochen
selbstständig eine neue Unterkunft in
Seengen fertig einrichten konnte. Mir
blieben genau zwei Wochen Zeit, um die-
ses Haus in eine betriebsfähige Unter-
kunft zu verwandeln. Ab 1. Juli musste
dieses Haus für 5 kosovoalbanische Fa-
milien zur Verfügung stehen. Da für die-
se Unterkunft nicht rechtzeitig eine neue
Betreuungsperson gefunden werden
konnte, übergab man mir die Führung
dieser Unterkunft für die Anfangszeit. In

der zweiten Juliwoche war das Haus mit
vier Familien bestehend aus 18 Personen
bereits voll belegt. Als Betreuer machte
ich hier auch meine erste Erfahrung mit
traumatisierten Flüchtlingen. Zum
Glück wurde ich für den Umgang mit
traumatisierten Personen während zwei
Weiterbildungstagen bestens vorberei-
tet. Für die letzten 5 Wochen meines Ein-
satzes übernahm ich die alleinige Be-
treuung der Unterkunft Wohlen, weil der
bisherige Betreuer zuerst in den Militär-
dienst und später für neue Aufgaben ab-
gezogen wurde.

Geregelte Tagesstruktur

Für eine gute Flüchtlingsbetreuung ist
eine geregelte Tagesstruktur absolut not-
wendig. Im Betreuungskonzept des kan-
tonalen Sozialdienstes Aargau sehe ich
da den grössten Mangel. Die Tagesstruk-
tur besteht in den meisten Unterkünften
nur aus der selbstständigen Mahlzeitzu-
bereitung und der Unterkunftsreini-
gung. Für eine limitierte Anzahl Flücht-
linge gibt es nach 6 Monaten die Mög-
lichkeit, Deutschkurse oder Beschäfti-
gungsprogramme zu besuchen. Dieses
Angebot ist quantitativ völlig unzurei-
chend und setzt viel zu spät ein. Man wird
den Eindruck nicht los, dass hier der Kan-
ton Aargau nicht nur beim Personal, son-
dern auch auf Kosten der Flüchtlinge
Sparübungen durchführt.

Der Aargau verdient an den Flüchtlingen

Es ist allgemein bekannt, dass der Kan-
ton Aargau pro Jahr mehrere Millionen
Franken aus den Abgeltungen des Bun-
des in den eigenen Sack kassiert. Da die-
se Mittel nicht separat ausgewiesen sind,
versickert dieses Geld irgendwo in der
Staatsrechnung und dient schlussend-
lich zur Stopfung von Löchern im Aar-
gauer Staatskässeli. Diese Sonderprofite
werden in erster Linie mit der Unterbrin-
gungspauschale erzielt. Das BFF ent-
schädigt die Kantone für die individuelle
Unterbringung pro Tag und Flüchtling
mit ca. 13.30 Franken. Weil die Kantone
und Gemeinden diese Gelder angesichts
der vielen alten und billigen Unterkünfte
selten voll ausschöpfen, können so hap-
pige Beträge abgezweigt werden. Frag-
würdigerweise hat das BFF am 1. Oktober
1999 aber nicht die Unterbringungsko-
sten, sondern die Fürsorgeansätze von
18.50 auf 16 Franken pro Tag reduziert.
Von diesen 16 Franken werden dem
Flüchtling 10 Franken Essensgeld und 3
Franken Taschengeld ausbezahlt. Mit
den restlichen 3 Franken müssen noch al-
le anderen anfallenden Ausgaben ge-
deckt werden. Damit versteht sich von
selbst, dass da fast kein Geld mehr für Bil-
dungs- und Beschäftigungsstrukturen
vorhanden ist.

Auch in der Oberwiler Zivilschutzanlage wurden Flüchtlinge betreut



Schwarzarbeit 

Härtere Sanktionen für 
fehlbare Arbeitgeber
Wenn man die Antwort des Zuger Regie-

rungsrates auf die Interpellation Hohler

liest, könnte man meinen, dass die

Schwarzarbeit ein «Ausländerproblem»

sei. Es gibt aber genauso viele Schwei-

zerInnen, die schwarz arbeiten. Das

Hauptproblem sind aber nicht jene, die

auf diese Art ihr Geld verdienen müs-

sen, sondern jene, welche diese Form

der Beschäftigung ausnützen. Die Ur-

sachen müssen bekämpft werden, dazu

gehört, dass jene Arbeitgeber, die

Schwarzarbeit produzieren, härter und

konsequenter bestraft werden müssen.

Von Bruno Bollinger, Präsident

Gewerkschaftsbund Zug (GBZ)

Bild Brigitte Weiss

Nach Schwarzarbeit im Kanton Zug ge-
fragt, verwirft Michel Berger, Zuger Se-
kretär der Gewerkschaft Bau & Industrie
(GBI) die Hände und winkt ab. Es sei nicht
in erster Linie Aufgabe der Gewerkschaf-
ten, Schwarzarbeit zu suchen. Es gäbe ge-
nug zu tun, um über die Einhaltung der
Gesamtarbeitsverträge zu wachen. Und
wenn gesamtarbeitsvertragliche Bestim-
mungen nicht eingehalten würden und
dabei Schwarzarbeit im Spiel sei, dann
werde dies selbstverständlich geahndet.
Trotzdem, das Problem der Schwarzar-
beit beschäftigt auch die Gewerkschaften.
Franz Cahannes, Zentralsekretär der GBI
analysiert: «Neben den schädlichen Aus-
wirkungen auf die Sozialversicherungen
und die steuerlichen Einnahmen bedroht
Schwarzarbeit die sich korrekt verhalten-
den Unternehmungen und beschneidet
Arbeitnehmerrechte.» Die durch
Schwarzarbeit verursachten Steueraus-

fälle würden genügen, um den
Bundeshaushalt zu

sanieren.

Schwarzarbeit kein Ausländerproblem

Der Zuger Regierungsrat hält in
seiner Antwort fest, dass
sobald das Amt für Wirt-
schaft und Arbeit (KWA)
Mitteilungen erhält, Personen
seien ohne
Arbeitsbewilligungen tätig, das
kantonale Amt für Ausländerfragen
(KAFA) informiert wird.
Schwarzarbeit kann bei Ausländer-
Innen einfacher festgestellt wer-
den, weil sie eine Arbeitsbewilli-
gung brauchen. Schwarz arbeiten
aber nicht nur AusländerInnen,
sondern genauso viele Schweizer-
Innen. 

Nach Schätzungen eines öster-
reichischen Wirtschaftsprofessors be-
trägt die Schwarzarbeit gesamtschwei-
zerisch 8,1% des Bruttoinlandprodukts.
Die Eins nach dem Komma täuscht hier
allerdings eine Genauigkeit vor, die es
nicht gibt. Es liegt in der Natur der Sache,
dass Schwarzarbeit nicht einfach erfasst
werden kann. 

Arbeitgeber nützen Schwarzarbeit aus

Tiefe Löhne begünstigen die Schwarz-
arbeit. Auch das Arbeitsverbot für Asylsu-
chende zwingt viele dieser Menschen,
schwarz zu arbeiten. In der Regel sind es
aber nicht die Arbeitenden, die so be-
schäftigt werden möchten. Verantwort-
lich für die Schwarzarbeit sind jene Ar-
beitgeber, die zu dieser Beschäfti-
gungsform greifen, um Lohnkosten
zu sparen. Es ist darum lächerlich,
dass diese mit wenigen hundert
Franken Busse bestraft werden. Als
Ausrede wird der «Formular- und
Bewilligungsdschungel» herbei-
bemüht, in dem sich viele Arbeit-
geber «verheddern» würden. Ab-
gesehen davon, dass es mittler-



wei-
le

Stellen
gibt, die

diesbezüg-
lich Hilfe an-

bieten, müs-
sen wir hier fest-

halten, dass Leu-
te, die ein eigenes

Geschäft führen
wollen, schon fähig

sein müssten, mit For-
mularen umzugehen...

Die Prekärisierung
der Arbeitsverhältnisse,
insbesondere die Tem-

porärbeschäftigung, be-
günstigt ebenfalls

die Schwarzar-
beit. In

die-

sem
Bereich

sind denn auch
Schattenfirmen tätig,

die Personal verleihen.
Diese stellen ein besonde-

res Problem dar, weil sie sehr
schwer zu erwischen sind. Die

Auftraggeber wissen denn auch
in der Regel nicht, dass sie

Schwarzarbeitende beschäftigen.

Wie Schwarzarbeit bekämpfen?

Franz Cahannes von der GBI:
«Schwarzarbeit ist sowohl ein Phänomen
der Hochkonjunktur als auch der Krise
und hat eine wirtschaftspolitische wie
auch eine gesellschaftspolitische Dimen-

sion. Sobald der Arbeitsmarkt aus sei-
nem Gleichgewicht gerät, entstehen

Anreize für illegale Beschäftigung.
Schwarzarbeit wird am effizientesten
mittels einer Wirtschaftspolitik
bekämpft, die sich konsequent und be-
harrlich darum bemüht, den Arbeits-
markt im Gleichgewicht zu halten. Der
Staat kann hierzu einen wichtigen Bei-
trag leisten, indem er eine antizyklische
Wirtschaftspolitik betreibt.»

Die Arbeitgeber wollten das Problem
der Schwarzarbeit lange nicht wahrha-
ben. Schwarzarbeit galt als Kavaliersde-
likt und wird mit wenigen hundert Fran-
ken Busse bestraft. Arbeitende kommen
hingegen härter an die Kasse, Ausländer-
Innen kann sogar die Ausweisung dro-
hen. Als die Gewerkschaft Bau & Holz
(heute GBI) 1990 das Phänomen der
Schwarzarbeit thematisierte, stiess sie
auf ein grosses Medienecho. Die Arbeit-
geber hatten keine Freude daran und
spielten das Problem herunter, die Zah-
len seien übertrieben, nicht verifizierbar
und das Thema sei wirtschaftspolitisch
nicht von allzugrosser Relevanz. Es ist er-
freulich, dass heute ein Umdenken statt-
findet.

Dies schafft die Voraussetzung dafür,
dass Schwarzarbeit härter bekämpft

werden kann. Diesbezüglich ist
aber die Antwort des Zuger

Regierungsrates  zahm.
Die heute dem Kanton

Zug zur Verfügung
stehenden perso-

nellen und ad-
ministrati-
ven Mittel so-
wie Sanktions-
möglichkeiten ge-
nügten laut Regie-
rungsrat insofern, als
krasse Fälle von
Schwarzarbeit in
der Regel auf-
gedeckt und
unter-

bunden werden können. Ebenso wichtig
sei die Selbstregulierung, getragen durch
die Gewerkschaften einerseits und die
Arbeitgeber andererseits sowie durch die
Bevölkerung.

Eine kontinuierliche Informations-
und Sensibilisierungsarbeit ist zweifellos
richtig. Die Arbeitenden müssen begrei-
fen, dass Schwarzarbeit an dem Ast sägt,
auf dem sie sitzen. Dies genügt aber
nicht. Die fehlbaren Arbeitgeber müssen
viel härter bestraft und auf eine
«schwarze Liste» gesetzt werden. Sie sol-
len keine Aufträge der öffentlichen Hand
mehr bekommen. In diesem Rahmen
könnte das Amt für Wirtschaft und Arbeit
(KWA) durchaus aktiver sein.

Vorbeugen ist jedoch besser als heilen,
darum müssen die Ursachen der
Schwarzarbeit bekämpft werden. Zum
Ersten müssen anständige Löhne bezahlt
werden, so dass niemand mehr gezwun-
gen ist, aus materieller Not schwarz zu ar-
beiten. Aber auch die Ausländerpolitik
muss radikal umgestaltet werden. Die
mit den bilateralen Verträgen ermöglich-
te Freizügigkeit des Personenverkehrs
schafft dazu wesentliche Voraussetzun-
gen. Die flankierenden Massnahmen
müssen allerdings durchgesetzt werden
(insbesondere Minimallöhne und Maxi-
malarbeitszeiten). So
könnten sie gute
Instrumente
sein und



Das Bulletin ist ein intelligentes Blatt.

Ergo wird sicher auch von mir ein ge-

scheiter Bericht über die kantonsrät-

liche Arbeit erwartet. Nach einigem

Überlegen erschien es mir, als seien al-

le geistreichen Kommentare und Be-

richte bereits schon in irgendwelchen

Artikeln und Zeitungen publiziert wor-

den. Mehr oder weniger sachlich wurde

über das Tun oder Nichttun des Kan-

tonsrates berichtet. Ich entscheide

mich deshalb für ein bisschen Smalltalk.

von Erica Albisser-Iten, Kantonsrätin

Forum Oberägeri

Nickerchen

Ganztätige Kantonsratssitzungen
können recht ermüdend sein. Nach ei-
nem feinen Mittagessen wäre manchem
Politiker eine Siesta höchst willkomm-
men. So geschah es, dass eine Kantons-
rätin während ihres Votums einen Kan-
tonsrat im Saal gezielt ansprach. Bei der
Erwähnung seines Namens juckte der
Angesprochene sichtlich erschrocken
aus seinen seligen Träumen. Mit echtem
Bedauern sagte die Votantin: «Oh, nun
habe ich ihn geweckt!» Das Ergebnis: Ein
hochroter Kopf und allgemeines Geläch-
ter. Anschliessend entschuldigte sich der
Geweckte mit den Worten, es sei ledig-
lich ein Sekundenschlaf gewesen. Der
Kantonsratspräsident gab ihm den wohl-
meinenden Tipp, diese Methode besser
nicht beim Autofahren anzuwenden. Die
Folgen wären gravierender als ein
Nickerchen im Ratssaal.

Ich wünschte mir, dass bei gewissen
Abstimmungen im Kantonsrat gewisse
Leute in Sekundenschlaf verfallen wür-
den.

Sprach-Kaktus

Was sagen Sie zur Bezeichnung «staat-
lich subventionierte Gebärerinnen»?
Dieser Ausdruck wurde von einem Rats-
mitglied im Hinblick auf die Änderung
des Arbeitsverhältnisses des Staatsperso-
nals benützt. Die Alternativen stellten
den Antrag, dass Frauen nach der Geburt
und nach 16 Wochen bezahltem Mutter-
schaftsurlaub nicht mit einer einjährigen
«Nacharbeit» bestraft werden dürfen.
Ein Gegner dieses Antrages und demzu-
folge auch ein Gegner einer adäquaten
Betreuung des Kleinkindes hat den oben
erwähnten Sprach-Kaktus geboren. Leu-
te geben Millionen aus, um irgendwel-
che wirtschaftlich interessanten Vorha-
ben zu realisieren. Die Rendite muss vor
allem stimmen. Wenn es aber um Geld
für Mütter und Kinder geht, notabene
Kinder, die die materielle und immateri-
elle Sicherheit der Zukunft sind, dann ist
alles zu teuer und es kommt mitunter zu
solchen sprachlichen Entgleisungen.

Zu unserer grossen Freude unter-
stützte eine Mehrheit des Rates unseren
Antrag.

Millennium (Kling)

Nun gehen wir mit Riesenschritten auf
den Jahrtausendwechsel zu. Die Zahl 2
mit drei Nullen wird uns das ganze
nächste Jahr begleiten. Was sagt die Zwei
aus? (Die Nullen klammern wir für dies-
mal aus). Im Tarot symbolisiert diese
Karte die Hohepriesterin. Sie bedeutet
gute Intuition, Phantasie, Weisheit und
verborgene weibliche Kraft. Ihre Qualität
beinhaltet Instinkt, Geduld, Ausdauer,
Sanftmut, das Alte bewahren, Fruchtbar-
keit usw. Sie zeigt Alternativen auf. Es
gibt für jedes Problem verschiedene Lö-
sungsmöglichkeiten.

Die Zahl 2 hat aber auch negative
Aspekte wie Realitätsflucht, Launenhaf-
tigkeit, Unentschlossenheit, Falschheit,
Lebensangst. Die Zwei bedeutet Dua-

lität, Spaltung in Subjekt und Objekt.
Zum Beispiel ist sie im Wort Zwei-fel
(zwei Fälle) enthalten. Die Zwei bedeutet
Gegensätzlichkeit und Widersprüchlich-
keit, aber auch Ausgleich und Auflösung
der Gegensätze. 

In der Politik und ebenso im Alltagsle-
ben könnte dies heissen: Eine Phase der
Erwartung und der Bereitschaft, Aussen-
impulse aufzunehmen und umzuset-
zen. Geduld haben, aber auch Gedulds-
proben bestehen müssen. Die weibli-
chen Aspekte vermehrt berücksichtigen
und bei Problemlösungen integrieren.
Sie fordert auf, die linke und die rechte
Hirnhälfte zu benützen. Nicht nur rein
rational denken und handeln (linke Ge-
hirnhälfte), sondern auch die Intuition
(rechte Hälfte) mit einbeziehen und so-
mit ganzheitlich handeln.

Smalltalk

Kantonsrat



Solidarität statt Soldaten

10 Jahre GSoA-Abstimmung

Die Gruppe für eine Schweiz ohne

Armee (GSoA) hat an ihrer Vollversam-

mlung vom 21. November beschlossen,

gegen das Militärgesetz, das bewaffnete

Armeeeinsätze im Ausland ermöglicht,

das Referendum vorzubereiten.

Von Josef Lang

Vor zehn Jahren sind zwei Ereignisse
zusammengefallen, die politisch und
symbolisch zusammengehörten: der
Fall der Berliner Mauer und der Bruch
des helvetischen Armee-Tabus. Das
Neue Forum und die GSoA, die mitein-
ander verbunden waren, erhofften sich
vom gesellschaftlichen Aufbruch eine
Demokratisierung und Zivilisierung der
Weltinnenpolitik. Dass unsere Hoff-
nungen nicht unberechtigt waren, zeigt
das Prestige, das damals eine OSZE ge-
noss - ganz im Unterschied zur NATO.

Pax americana

Die historische Chance von 1989, die
Welt in einem gerechteren und zivileren
Sinne zu verrechtlichen, wurde vertan.
Die neue Pax americana, Ogi übersetzt
das mit «Baustelle des Friedens», hat je-
de Chance vereitelt, die Welt ökologi-
scher und sozialer zu machen. Dafür hat
sie jede Gelegenheit gepackt, das Mi-
litärische und die NATO (wieder)aufzu-
werten. Wie wenig es bei der militäri-
schen Öffnung unseres Landes um Soli-
darität geht, zeigen der Abbau der Ent-
wicklungshilfe und die neoliberale Hal-
tung an der WTO-Konferenz. Ogis Sorge
gilt nicht der Welt, schon gar nicht der
Dritten, sondern einer Schweizer Ar-
mee, der im Inland die Arbeit ausgegan-
gen ist und die nun, um nicht ausgesteu-
ert zu werden, verzweifelt eine Ersatz-
tätigkeit im Ausland sucht.

Für eine solidarische statt militärische
Wende in der schweizerischen Aussen-

politik sind die beiden GSoA-Initiativen
unentbehrliche Instrumente. Betraf die
Initiative der 1980er-Jahre wesentlich
die schweizerische Innenpolitik, betref-
fen die kürzlich eingereichten mehr die
Weltinnenpolitik. Diesmal geht es im
Wesentlichen darum, zur militärlasti-
gen Alternative: NATO oder Auns einen
dritten zivilen Weg vorzuschlagen. Für
uns heisst Frieden nicht repressive Kon-
trolle von oben, sondern gesellschaftli-
che Entwicklung von unten. Ähnlich wie
die Geistige Landesverteidigung, gegen
die sich die erste GSoA-Initiative richte-
te, die Schweiz illiberaler gemacht hat,
bestärkt die heutige Nato-Strategie welt-
weit autoritäre Lösungs-Muster.

Reflexion statt Reflexe

Je verschlossener das politische
Hauptportal zur Welt scheint, desto at-
traktiver wirkt das militärische Hinter-
türchen. Die Versuchung, sich durch ei-
ne Flucht in die Nato-Falle aus der Rütli-
Falle zu befreien, ist selbst unter Linken
sehr gross. Die jüngsten Wahlen ver-
grössern die Gefahr, dass sich die politi-
sche Kultur unseres Landes pawlowi-
siert. Die einen quittieren ein Blocher-
sches Nein-Wort bedenkenlos mit Nein.
Und die anderen antworten ebenso
prompt mit Ja. Viceversa.

Wir GSoAtinnen und GSoAten sind
keine pawlowschen Zweibeinerinnen
und -beiner. Wir ersetzen die Reflexion
nicht durch Reflexe. Wir lassen uns von
keiner Auns davon abbringen, zur Mili-
tarisierung der schweizerischen Aus-
senpolitik Nein zu sagen. Einer Welt, die
für das militärische Konfliktmanage-
ment 60 mal mehr ausgibt als für zivile
Konfliktbearbeitung, soll ein Land, das
seit 151 Jahren keinen Krieg mehr erlei-
den musste, sein Bestes geben. Und das
ist nicht das Kriegs-, sondern das Frie-
denshandwerk.

UNO-Initiative

An ihrer Vollversammlung hat die GSoA
zusätzlich beschlossen, für die bedrohte
UNO-Initiative 5000 Unterschriften zu
sammeln. Die SGA schliesst sich diesem
Einsatz an. Schickt bitte die Unterschrif-
tenbogen, die ihr bei euch habt, mit mög-
lichst vielen Unterschriften möglichst
bald weg! Bestellt bitte weitere Bogen bei
der SGA (710 24 70) oder bei der GSoA
(01/273 01 00)!



Mobility

«Noch ein grosses Potential !»

Lorenzo Martinoni, noch bis Ende

Januar 2000 Mitglied der Geschäfts-

leitung von Mobility, wohnt in Zug und

ist 37-jährig.

Mit Lorenzo Martinoni hat das Bulletin

schon vor zweieinhalb Jahren anlässlich

der Fusion von Sharecom und ATG zu

Mobility ein ausführliches Interview

geführt. Wir nehmen das Ausscheiden

von Lorenzo als Mobility-Geschäfts-

führer nach zehn Jahren Engagement im

Carsharing zum Anlass für eine Stand-

ortbestimmung.

Das Interview führte Martin Stuber am

24. November in Zug. Bilder Martin

Stuber

Bulletin: Die Entwicklung des Carsha-
rings ist wohl eine einmalige Erfolgsge-
schichte. Kannst du das in Zahlen fas-
sen?
Lorenzo Martinoni: Heute zählt die Car-
sharing-Gemeinde in der Schweiz rund
30’000 Mitglieder. Vor zehn Jahren wa-
ren es rund 200. Der damalige Jahres-
umsatz der ShareCom entspricht dem
heutigen Tagesumsatz von Mobility!

Ich schätze, dass bis heute rund 1 Mil-
liarde MegaJoule (MJ)* an grauer Ener-
gie in Form von nicht gekauften Privat-
wagen eingespart wurden. Das ent-
spricht rund 5’250 Autos. Dazu kommen
die Einsparungen in Fortbewegungs-
energie. Carsharing-BenützerInnen ver-
brauchen seit ihrem Beitritt zu Mobility
im Durchschnitt 4’200 MJ weniger En-
ergie pro Jahr. Das macht weitere 430
Mio. MJ seit 1987, dem Jahr der Grün-
dung von ShareCom und der ATG (Auto-
Teilet Genossenschaft).

Bulletin: Was sind die Gründe für den Er-
folg? Gibt es Schlussfolgerungen, die für

die Realisierung grüner Anliegen verall-
gemeinert werden können?
Lorenzo Martinoni: Carsharing ist eine
energieeffiziente und umweltschonende
Dienstleistung, für die offensichtlich
auch eine Kundschaft existiert. Persön-
lich bin ich allerdings zum Schluss ge-
kommen, dass trotz gutem Erfolg das
Carsharing sich noch viel weiter ent-
wickeln soll, um das vorhandene Potenti-
al erschliessen zu können und wirklich
Wirkung zu zeigen. Untersuchungen
des Bundesamtes für Energie zeigen,
dass 200’000 AutofahrerInnen in der
Schweiz sich Carsharing als Alternative
zum Privatauto vorstellen können. Bis
heute machen vorwiegend Personen mit,
die bereits vor ihrer Carsharing–Zeit aus-
gesprochene öV-BenutzerInnen waren,
aber kaum die «richtigen» AutofahrerIn-
nen. Bei diesen liegt aber das grösste En-
ergieeinsparungspotential.

Meine Schlussfolgerung aus der Er-
folgsgeschichte von Mobility ist, dass
man sich die Systeme genau anschauen
soll, die man verändern will. Es muss dort
angesetzt werden, wo man im Rahmen
der eigenen Möglichkeiten etwas in Be-
wegung setzen kann, und zwar mit ei-
nem Hebeleffekt. Und wenn es darum
geht, Individuen zu überzeugen, ist es
meines Erachtens absolut notwendig,
den AdressatInnen einen fassbaren Ei-
gennutzen anzubieten. 

Bulletin: Trotz des Erfolges: Was würdest
du heute im Rückblick anders machen?
Lorenzo Martinoni: Im Grossen und
Ganzen eigentlich nichts. Aber überall
etwas, wenn es um die Details ginge. Und
wie du weißt, meist hockt der Teufel im
Detail... 

Bulletin: Im März kommt die Verkehrs-
halbierungsinitiative zur Abstimmung.
In einer vom Bundesrat in Auftrag gege-
benen Studie über die Realisierungs-
möglichkeiten findet sich die Aussage,
dass das weitaus grösste Potential für die

Verkehrsreduktion in einer Kombinati-
on von Ökobonus und Carsharing liegt.
Es ist die Rede von über einer Million
CarsharingbenutzerInnen innerhalb
von 10 Jahren. Wie siehst du das?
Lorenzo Martinoni: Zehn Jahre sind
schnell vorbei. Wenn so was erreicht wer-
den soll, dann nur mit einem finanziellen
und qualitativen Effort, der um Größen-
ordnungen höher liegt, als was bis heute
geleistet wurde. Man müsste in Konzep-
te und in Infrastrukturen investieren.
Carsharing à la Mobility ist nur eine von
vielen möglichen Ausprägungen der
Idee «Nutzen statt Besitzen» von motori-
sierten Individualfahrzeugen. Um die
Million AutofahrerInnen zu gewinnen,
müsste man vielfältigere, viel attraktivere
und profitablere Angebote entwickeln
und den Leuten näher bringen. Das Um-
stellen von der Autokauf- zur Autonutz-
Denkweise bedingt ausserdem einen
Lernprozess, der seine Zeit braucht. Dies
sowohl bei den KonsumentInnen als
auch bei den AnbieterInnen. Ausserdem
sollten auch die verkehrspolitischen und
raumplanerischen Rahmenbedingun-
gen angepasst werden.

Unvorstellbar ist eine solche Zielset-
zung aber nicht, vor allem wenn wir an
die Entwicklungen in den Bereichen In-
formationstechnologien und Telematik
denken.

Bulletin: Wo liegt noch weiteres Förde-
rungspotential?
Lorenzo Martinoni: Wie gesagt: Da draus-
sen warten viele Leute nur darauf, dass
man ihnen ein gutes Angebot macht…

Bulletin: …woran gezweifelt werden darf,
wenn du die Wachstumszahlen z.B. im
Kanton Zug anschaust.
Lorenzo Martinoni: Nein! Wenn die Leu-
te den Komfort von Zugang und Verfüg-
barkeit und die Attraktivität eines vielfäl-
tigen Mobilitätsangebotes zu konkur-
renzfähigen Preisen geniessen können,
werden sie über kurz oder lang umstei-



gen. Im Marketing und im Unternehme-
rischen liegt hier noch ein grosses Poten-
tial.

Es geht darum, mit Hilfe der neuen In-
formations- und Kommunikationstech-
nologien neue und attraktive Angebote
für die Autonutzung «zu komponieren».
Carsharing ist eigentlich reine Informa-
tionsverarbeitung. Es geht darum, so ef-
fektiv wie möglich Informationen wie
«Wer, wann, was, wo, bis wohin, wie lan-
ge?» usw. zu sammeln, zu verarbeiten
und zu verteilen. Carsharing und auch
die immer wieder genannte «kombinier-
te Mobilität» (Vernetzung von Auto, öV,
Velo, zu Fuss gehen in einem integrier-
ten Angebot) kann dank den Informati-
onstechnologien zur Blüte gebracht wer-
den.

Bulletin: Klingt gut - wie sieht das konkret
aus?
Lorenzo Martinoni: Stell dir vor, du
kannst mit einem einzigen Abo Bahn
und Bus fahren, ein Auto für die Ferien
mieten, einen herumstehenden City-Car
(in Martigny schon Realität) für zehn Mi-
nuten in der Stadt benützen und dann ir-
gendwo stehen lassen, ein Auto für drei
Monate leasen, ein Mobility-Auto benüt-
zen oder via Internet-Handy von einer
Mitfahrgelegenheit mit einem Carpoo-
ling-Auto profitieren, und vieles anderes
– und alles spontan und ungeplant.

Sobald jemand das richtige Rezept ge-
funden haben wird, um damit ein profi-
tables Geschäft im grossen Stil zu betrei-
ben, wird die Revolution schnell stattfin-
den. Das ist bereits in anderen Sektoren
von Wirtschaft und Gesellschaft erfolgt,

und das wird bestimmt auch im Mobi-
litätsbereich stattfinden!

Das Auto wurde vor über hundert Jah-
ren erfunden und ist in seinem Wesen
bis heute praktisch unverändert geblie-
ben. Die Informationstechnologien wer-
den vieles revolutionieren: Das Auto als
isolierte Einheit hat bald ausgedient. Die
Autos der Zukunft werden in übergeord-
nete Systeme vernetzt sein, und damit
werden sich völlig neue Möglichkeiten
ihrer Nutzung und Bewirtschaftung
eröffnen. Die besten Ideen diesbezüglich
kennt wahrscheinlich noch kaum je-
mand. Gekoppelt mit den richtigen poli-
tischen Massnahmen (z.B. Energieabga-
be, Ökobonus, Road Pricing, Parkplatz-
Regimes etc.) werden Mobilitätssysteme
möglich, die enorme Effizienzsteigerun-
gen im Einsatz der Verkehrsmittel brin-
gen.

Bulletin: Wieweit ist der Genossen-
schaftsgedanke bei Mobility noch prä-
sent?
Lorenzo Martinoni: Der Trend zeigt ganz
klar eine Abkehr weg von der Genossen-
schafts- und Selbsthilfekultur zum
Dienstleistungsunternehmen. Mittler-
weile sind nur noch rund die Hälfte der
KundInnen auch GenossenschafterIn-
nen. Diese Entwicklung wird von den
meisten aktiven GenossenschafterInnen
als «natürliche» Entwicklung in Rich-
tung Massendienstleister akzeptiert.

Damit geht aber auch etwas Gutes ver-
loren, dessen Aufrechterhaltung aller-
dings ein Hemmnis für die Verbreitung
des Carsharing darstellen würde. Aber
wer weiss, vielleicht werden eines Tages

aus Mobility eine grosse dienstleistungs-
orientierte AG und eine kleinere Genos-
senschaft entstehen...

Bulletin: Nach 10 Jahren Carsharing - was
ist deine nächste Herausforderung?
Lorenzo Martinoni: Weiss ich noch nicht.
Hoffentlich etwas Vernünftiges...

* 1 kw/h = 3.6 Megajoule (MJ) = 10 Std.
Velofahren. Zum Vergleich: Die Herstel-
lung eines PC verschlingt 22‘600 MJ, der
Bau eines Einfamilienhauses 557‘000 Mj

Schon Realität: Mobility-Card statt Aut0schlüssel bei Mobility.



Es kommt langsam wieder Bewegung in

die Zuger Verkehrspolitik. Und nicht nur

in Zug. Auch in Luzern hat das städti-

sche Parlament kürzlich interessante

Vorstösse überwiesen, und die VCS

Sektion Luzern hat bezogen auf die

Agglomeration Luzern ein neues Kon-

zept für eine S-Bahn Zentralschweiz

präsentiert. Ins Konzept der S-Bahn

Zentralschweiz ist auch die Zuger

Stadtbahn integriert, die gar die erste

Etappe dieses neuen Schienenverkehrs-

systems sein dürfte. Ein Roundtable-

Gespräch mit Peter Muheim, Sekretär

VCS Sektion Luzern und Martin

Bütikofer, Leiter Amt für öffentlichen

Verkehr des Kantons Zug erhellt die

Hintergründe.

Das Gespräch für das Bulletin führte

Martin Stuber am 1. Dezember in Zug. 

Bilder Urs Bachmann

Bulletin: Martin, du bist der Mr. Stadt-
bahn im Kanton Zug. Auf welchem Ge-
leise steht heute das Stadtbahnprojekt?
Martin Bütikofer: Auf den bestehenden
SBB-Geleisen! Das Vorprojekt geht jetzt
zügig der Vollendung entgegen, ich rech-
ne im April 2000 mit der Kantonsrats-
vorlage für den Objektkredit.

Konsolidiert ist die betriebliche Mach-
barkeit mit den verschiedenen Haltestel-
len (vgl. Grafik auf Seite 20). Auch von
Seiten SBB ist jetzt alles klar, die bahn-
technischen Voraussetzungen stehen.
Die Gespräche mit den Gemeinden ver-
laufen bisher sehr konstruktiv.

Bul le t in : Wie sieht es mit dem
Fahrplan aus - kommt der Viertelstun-
dentakt jetzt wirklich?

Martin Bütikofer: Ja, weitestgehend! Wir
haben jetzt ein Linienkonzept, das viel-
leicht auf den ersten Blick etwas kompli-
ziert erscheint, aber mit der bestehenden
Infrastruktur von Beginn weg einen
durchgehenden Viertelstundentakt in
den Spitzenzeiten garantiert. 

Das Konzept integriert sich modular-
tig in den kommenden S-Bahn-Verbund
Zentralschweiz. Konkret sieht das so aus,
dass eine Stadtbahn-Linie stündlich zwi-
schen Baar und Luzern verkehrt, eine
zweite um eine halbe Stunde verschoben
stündlich zwischen Baar und dem Frei-
amt. Hinzu kommt eine Stadtbahn-Li-
nie, die zwischen Baar und Rotkreuz ver-
kehrt, und den letzten Viertelstunden-
takt garantiert eine Linie zwischen Baar
und Cham.

Bulletin: Das ist aber mehr S-Bahn als
Stadtbahn...
Martin Bütikofer: Wir sind zum Schluss
gekommen, dass sich für die erste Etappe
der Stadtbahn auf bestehenden Geleisen
die Integration des Regionalzugsange-
bots geradezu aufdrängt. So werden die
künftigen Stadtbahnlinien 1a und 1b ba-
sierend auf den gegenwärtigen Regional-
linien weiterentwickelt. Sie erhalten je-
doch komplett neues Rollmaterial, wie es
auch im vergangenen Frühling am Stadt-
bahntag in Zug probegefahren werden
konnte.

Du darfst nicht vergessen, dass mit den
neuen Fahrzeugen die Vorteile des
Leichtbaus, hoher Geschwindigkeit (bis
zu 140 km/h), Komfort und fahrdynami-
schem Verhalten (Beschleunigung und
Bremsweg) vereint werden können. Das
erlaubt, sowohl Haltestellen mit kurzen
Abständen optimal zu bedienen - etwa
zwischen Baar und Cham - wie auch län-
gere Abschnitte dazwischen schnell zu
überbrücken - so von Cham bis Luzern.

Zudem bedeutet S-Bahn Zentral-
schweiz etwas anderes, als etwa die Zür-
cher S-Bahn mit ihren schweren Doppel-
stockwagen und noch schwereren Loko-

Aufgegleist

«Die Leute werden
staunen!»



motiven, die herkömmlichem Eisen-
bahnbau entsprechen. «Eintreten statt
Einsteigen» ist das Motto. Du wirst eben-
erdig in einen lichtdurchfluteten, räum-
lich grosszügig gestalteten Wagen eintre-
ten. Es sind Triebfahrzeuge, der Führer-
stand wird sichtmässig nicht abgetrennt
sein vom Passagierraum. Da die Fahrzeit
z.B. vom Alpenblick nach Zug nur gera-
de 4 Minuten betragen wird und die Bahn
äusserst ruhig fährt, wird es ohne Beein-
trächtigung des Komforts für einen Teil
der Passagiere sogar möglich sein zu ste-
hen. Die Leute werden staunen, da bin
ich zuversichtlich.

Bulletin: Peter Muheim, was in Zug
Realität werden dürfte, davon träumt
Luzern erst?

Peter Muheim: Nun,
wir sind jetzt auch über
die «Traumphase» hin-
aus. Aber du hast schon
recht: Ich habe kürzlich
im Grossen Stadtrat
von Luzern - das ist das
Parlament - gesagt,

dass das Leben nicht immer gerecht ist.
Verglichen mit Zug hat Luzern grössere
Verkehrsprobleme und weniger Geld,
um sie zu lösen. Und trotzdem kann Lu-
zern von Zug lernen. Bei euch werden
zurzeit die überrissenen Strassentunnel-
projekte aus den 70er-Jahren zugunsten
stark abgespeckter und sinnvollerer Lö-
sungen entsorgt. Zugleich schickt sich
die Region Zug an, den öffentlichen Ver-
kehr massiv auszubauen. Der 15-Minu-
tentakt auf der Schiene ist ein Quanten-
sprung für den öffentlichen Agglomera-
tionsverkehr.

Bulletin: Wie sieht dein Vorschlag für
eine S-Bahn Zentralschweiz aus?
Peter Muheim: Das Nadelöhr ist die Zu-
fahrt zum Bahnhof Luzern. Heute
quetscht sich der überwiegende Teil des
Verkehrs durch den Gütschtunnel. Zu-
gleich sind die grossen Gemeinden Kri-

ens und Littau bahnmässig nicht er-
schlossen.

Mit einem Neubau, der einen Tunnel-
durchstich zwischen Kriens und Littau
vorsieht sowie zusätzlichen Haltestellen
liesse sich ein Netz realisieren, das durch
zunehmende Überlagerung verschiede-
ner S-Bahn-Linien zur Stadt hin die S-
Bahn für den dichten Agglomerations-
verkehr mit einem Viertelstundentakt
nutzbar machen würde - also ein ähnli-
ches System wie die erste Etappe der Zu-
ger Stadtbahn (vgl.  Plan auf Seite 20).

Dank zwei praktisch oppositionslos
überwiesenen Postulaten von CVP-
Grossstadtrat Guerino Riva wird nun ein
S-Bahn-artiger Betrieb auf bestehenden
Geleisen mit zusätzlichen neuen Halte-
stellen sowie ein Ausstellungsbahnhof
Allmend geprüft.

Von einer neuen Haltestelle beim
Kreuzstutz in der Stadt und im Längen-
bold bei Root würden PendlerInnen auf
der Linie Luzern - Zug unmittelbar profi-

tieren.
Martin Bütikofer: Nicht
nur die - wenn ich eu-
ren Netzvorschlag an-
schaue, dann würde ei-
ne S-Bahn Zentral-
schweiz entstehen, die
nicht einfach nur die
Zentren verbindet.

Peter Muheim: Ja, mit einer cleveren Li-
nienführung und durch optimale Kom-
bination mit weiterführenden Buslinien
ab den Haltestellen würde ein öffentli-
cher Verkehrsverbund geschaffen, der
wirklich attraktiv für potentielle Umstei-
gerInnen ist - und davon gibt es eine
ganze Menge. Das hat jetzt übrigens
auch die SBB gemerkt. Seit eine transpa-
rente Kostenrechnung eingeführt wur-
de, sieht die SBB den Regionalverkehr
mit neuen Augen - der bringt ihr nämlich
gegen eine Milliarde Franken Einnah-
men jährlich. Und nachdem die alten
Strukturen mit den drei Kreisdirektio-
nen endlich aufgebrochen worden sind



und neue Leute am Drücker sind, ist die
SBB zu einem richtig konstruktiven Part-
ner geworden.
Martin Bütikofer: Das kann ich nur be-
stätigen! Die SBB hat jetzt ein Interesse,
ihre Trassen besser zu nützen, diese
Chance muss der Regional- und Agglo-
merationsverkehr ergreifen.

Wie der Verbund zwischen Bus und
Bahn eine neue Qualität annehmen

kann, illustriert unser derzeitiges Sor-
genkind der ZVB: die Linie Cham - Zug.
Dort können wir heute in den Spitzen-
zeiten die Kapazitäten nicht mehr er-
höhen, weil der Bus im Stau feststeckt.
Mit der Stadtbahn und dem Bus zusam-
men werden wir dereinst einen 7 1/2-Mi-
nutentakt anbieten können. Der Bus er-
ledigt die Feinverteilung optimaler, die
Bahn ist schneller, zuverlässiger und be-
quemer.

Die Stadtbahn löst also nicht den Bus
ab, sondern es wird ein neues Verbund-
system geschaffen. Wir müssen auch die
Zahlen im Auge haben: Zurzeit wachsen
die ZVB-Frequenzen um 4% jährlich -
das sind über 20% innert fünf Jahren!
Nur schon um das mittelfristige Wachs-
tum zu bewältigen, brauchen wir ein zu-

sätzliches öffentliches Verkehrsmittel.
Und in den Spitzenzeiten kommt es vor,
dass auf der Linie Rotkreuz - Zug auch die
Regionalzüge überfüllt sind.

Bulletin: Das heisst, die Stadtbahn
müsste eigentlich jetzt schon rollen -
wann wird es denn soweit sein?
Martin Bütikofer: Wenn alles optimal
läuft, frühestens an Weihnachten 2003.

Es hängt stark von den Verfahren ab, so
sind z.B. einige Kompetenzen von der
SBB zum Bundesamt für Verkehr über-
gegangen, was ein Unsicherheitsfaktor
ist. Aber Ende 2003 ist das Ziel, an dem
ich unbedingt festhalten werde.

Bulletin: Morgen hätte eine spannende
Veranstaltung mit dem Vater der Stras-
sburger Stadtbahn stattfinden sollen - lei-
der ist Georges Muller verhindert. Stras-
sburg ist von der Grössenordnung her
nicht mit dem Einzugsgebiet einer Zuger
Stadtbahn vergleichbar. Kann denn eine
Zuger Stadtbahn - oder eine S-Bahn Zen-
tralschweiz je rentieren? Muss sie rentie-
ren?

Martin Bütikofer: Die erste Etappe auf der

20-Min- Takt

1h- Takt nach Luzern

Rotkreuz

15-Min- Takt

Zug

1h- Takt 

Walchwil
Arth
Goldau

1. Stadtbahnetappe

Aufgegleist



bestehenden Infrastruktur wird im Ver-
gleich zum Busbetrieb finanziell gut
aussehen. Diese neuen Zugseinheiten
sind koppelbar, wodurch die Spitzenzei-
ten kostengünstiger und einfacher be-
wältigt werden können: einteilig für 250
Personen, zweiteilig für 500. Die neuen
Haltestellen sind für zweiteilige Kompo-
sitionen ausgelegt, mit der Option auf
Erweiterung zu dreiteiligen Kompositio-
nen mit einer Kapazität von 750 Perso-
nen.

Wichtig ist, so einen Prozess in Gang
zu setzen, der dann einen weiteren Aus-
bau auch finanziell interessant macht.
Peter Muheim: Die entscheidende Frage
ist doch: Wo bringt ein investierter Fran-
ken den grössten Nutzen? Eine gewisse
Optimierung von Strassen mag sinnvoll
und nötig sein, aber in einer Agglomera-
tion mit ihrer hohen Siedlungsdichte
müssen die Hauptinvestitionen in den
öffentlichen Verkehr fliessen. Ich habe
den Eindruck, in Zug stimmt diesbezüg-
lich die Fragestellung: Weniger nach
den reinen Kosten, sondern nach dem
volkswirtschaftlichen Nutzen einer In-
vestition wird gefragt. Wenn dank der At-
traktivität des öffentlichen Verkehrs
mehr Leute im Kanton Zug wohnen und
arbeiten wollen, stärkt das auch die Steu-
ersituation.

Und die Investitionsstrategie ist ent-
scheidend, denn dort wo investiert wird,
findet auch das Wachstum statt. Zwei
Beispiele aus Deutschland: Freiburg im
Breisgau hat in den öV und den Velover-
kehr investiert und konnte den Autover-
kehr so auf dem Niveau von 1976 (!) sta-
bilisieren. Köln dagegen hat schwer-
punktmässig in den Strassenbau inve-
stiert - das Resultat sind noch mehr
Staus.

Bulletin: Und wie sieht es mit Park-
and-Ride aus?
Peter Muheim: Park-and-Ride innerhalb
der Agglomerationen macht wenig
Sinn, wenn wir einen ausgebauten Re-
gionalverkehr haben. Park-and-Ride ist

auf dem Land angebracht, wo schwach
besiedelte Gebiete an den Regionalver-
kehr angebunden werden sollen.
Martin Bütikofer: In der Lorzenebene
von Zug macht Park-and-Ride nirgends
Sinn. Was es braucht sind genügend
Parkplätze bei den Bahnhöfen, die ein
flächenmässig zerstreutes Einzugsge-
biet haben, z.B. Knonau.

Bulletin: In Zürich wird jetzt neu eine
Glatttalbahn von knapp 14 km für 380
Mio. Franken geplant - ohne
Landerwerb. Kostet der Neubau-
Kilometer in der Zentralschweiz auch
so viel?

Peter Muheim: Sobald Tunnels mit dabei
sind, dürfte die Grössenordnung stim-
men. Allerdings fällt beim Tunnel der
Landerwerb weg.

Martin Bütikofer: Ein Neubau mit Dop-
pelspur elektrifiziert hat seinen Preis - ir-
gendwo zwischen 15 bis 40 Mio. pro Ki-
lometer. In den Städten fällt der Auf-
wand für die ganze Verlegung der beste-
henden Leitungen im Boden ins Ge-
wicht - allerdings sind dann diese Lei-
tungen erneuert und können auf lange
Frist aufs Konto allgemeine Infrastruk-
tur abgeschrieben werden, was die Rech-
nung für die Geleise entlastet.

Aber generell gilt: Geld in Bahninfra-
struktur ist in einem dicht besiedelten
Gebiet langfristig immer gut angelegt.



Linke gefordert !

Gross waren Überraschung und Ent-

täuschung, dass die SVP am 24. Okto-

ber 1999 den linken Sitz erobert hat. Es

lässt sich nicht wegdiskutieren: Die Ab-

wahl von Armin Jans ist eine Niederlage

der Zuger Linken. Trotz einem hervor-

ragenden Leistungsausweis hat es

Armin nicht gereicht. Was sind die

Gründe, und welche Perspektiven

müssen wir entwickeln?

Von Hanspeter Uster, Wahlkampfleiter

Alternative

Sicher kann das Zuger Resultat nicht
isoliert vom gesamtschweizerischen Er-
gebnis betrachtet werden. Die NZZ hat
nachgewiesen, dass die Kampagne we-
gen des Blocher-Briefs ein Bumerang
war; sie mobilisierte überdurchschnitt-
lich viele SVP-Wählende. Das erklärt
auch, weshalb die Wahlbeteiligung
leicht höher war als vor vier Jahren, ob-
wohl aufgrund der brieflichen Stimmab-
gabe bis in die letzte Woche hinein von
einer wesentlichen tieferen Beteiligung
ausgegangen wurde. Schliesslich führte
die SPS, verglichen mit den National-
ratswahlen 1995, zu den wichtigen Fra-
gen praktisch keine inhaltlich zugespitz-

te Kampagne und wich insbesondere in
der Asylfrage der SVP wo immer es ging
aus.

... und die Situation im Kanton Zug

Ein gesamtschweizerischer Trend ist
zwar, namentlich wegen der elektroni-
schen und überregionalen Medien, nicht
leicht umzukehren; mit genügender Mo-
bilisierung, starker kantonaler Präsenz
und einer inhaltlichen Kampagne kann
ihm aber entgegengesteuert werden. Dies
ist zum Teil gelungen. Auch wenn wir ei-
ne gemeinsame Liste SP/SGA/Frische
Brise und Alternative hatten, führten wir
Alternativen eine eigenständige und, wie
viele Reaktionen zeigten, auch pfiffige
Kampagne, die gut ankam.

Nichts spürbar war hingegen von ei-
nem Ruck, der seit dem Herbst 98 durch
die Reihen der SP gegangen wäre, nach
dem knappen Halten des zweiten Regie-
rungssitzes, zwei verlorenen SP-Kantons-
ratssitzen in der Stadt Zug und dem Ver-
lust des SP-Stadtratssitzes in Zug.

Was sich auf kantonaler Ebene bereits
1998 abgezeichnet hatte und bei den Baa-
rer Kantonsratswahlen damals schon
eintrat, akzentuierte sich bei den Natio-
nalratswahlen 1999: Es gibt vier prak-
tisch gleich grosse Blöcke, und bei drei
Sitzen geht der viertplatzierte Block leer
aus.

Zwei Listen?

Nach dem Sitzverlust wussten es alle
(vor allem auch die, welche im Wahl-
kampf nie zu sehen waren): Wir hätten
mit zwei Listen kommen müssen. Ich be-
streite nicht, dass dies wohl etwas ge-
bracht hätte. Nur: Diese Option war theo-
retisch, denn neben Armin Jans hätten
sich fünf Leute finden müssen, die kan-
didiert hätten. Ich war von Anfang bei
den Gesprächen mit der SP dabei, und
ausser zwei Männern gab es nie andere
Namen, die fielen, vor allem auch keine
von Frauen.

Und auch als in der zweiten Maihälfte
Manuelas Kandidatur eher unwahr-
scheinlich war und ich regelmässig im
gemeinsamen Wahlausschuss darüber
berichtete, brachten die SP-Vertreter kei-
ne SP-Frauen ins Gespräch. Hier muss
ein Umdenken stattfinden: Auch wenn
es aussichtslos scheint, neben einem in
allen politischen Lagern anerkannten
Bisherigen anzutreten, bringt eine Kan-
didatur einen gewissen Bekanntheits-
grad für spätere Wahlen (auch auf kanto-
naler Ebene), und es hilft, den Sitz zu si-
chern. Wir Alternativen konnten - trotz
einer Wahlchance von 0% -, einen Mann
und eine Frau für eine Kandidatur über-
zeugen, nicht zuletzt aus der links-alter-
nativen Verantwortung heraus, den lin-
ken Sitz zu sichern.
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Wie weiter?

Die prozentualen Anteile zwischen
CVP, FDP, SVP (inkl. Seniorenliste) und
SP/Alternativen bewegen sich in der
Bandbreite von 26,4 (CVP) und 23,3%
(SP/Alternative). In Zukunft können al-
so relativ kleine Veränderungen das Bild
ganz wesentlich verändern. Das soll uns
auch Ansporn sein, nicht aufzugeben,
sondern gezielt inhaltliche Schwerpunk-
te zu setzen.

Im zu Ende gehenden Jahr hat die Al-
ternative Fraktion, um nur ein Beispiel
zu nennen, in einem der klassischen so-
zialen Themen, der Spitalpolitik, wichti-
ge Schwerpunkte gesetzt. Das ist der rich-
tige Weg, um uns klar zu konturieren. Es
braucht aber künftig nochmals eine Kon-
zentration unserer beschränkten Kräfte
auf eine kleine Palette von Themen, auf
denen wir regelmässig aktiv sein wollen:
Die Ausländer- und Asylfrage offensiv
angehen, soziale Themen weiterhin als
Fundament linker Politik forcieren, uns
in der Armee- und EU-Frage klar positio-
nieren, entscheidendes Gewicht auf die
Revision des Steuergesetzes legen sowie

beim Verkehr und in der Raumplanung
Ökologie und eine nachhaltige Ökono-
mie miteinander verbinden.

Gute Zusammenarbeit vertiefen

Zum ersten Mal haben für den Natio-
nalrat nicht nur SGA-Leute kandidiert,
sondern mit Manuela Weichelt jemand
aus einer alternativen Gruppe. Der dar-
aus entstandene alternative Wahlaus-
schuss hat gut zusammengearbeitet und
die bereits bestehenden Kontakte ver-
tieft: neben der Alternativen Fraktion (in
der die Mitarbeit Freude macht), eine
weitere gute Investition in die Zukunft.
Zu überlegen ist aber auch eine Koordi-
nationsgruppe mit der SP, wo Alternative
und SP die gemeinsamen Schwerpunkte
z.B. halbjährlich abstimmen und regel-
mässig Bilanz ziehen, was wo umgesetzt
wurde.

Weichenstellung am 15. Dezember 1999

Für die weitere Zukunft mitentschei-
dend wird aber ein Ereignis auf Bundes-

ebene sein: Blochers Bundesratskandi-
datur. Unabhängig vom Ausgang der
Wahl (bei Redaktionsschluss noch nicht
bekannt) wird die Linke gefordert sein,
klar und deutlich Stellung zu beziehen.
Sowohl ein Bundesrat Blocher (und da-
mit die SP in der Opposition) wie auch ei-
ne durch die Nichtwahl Blochers parado-
xerweise gestärkte SVP lassen es nicht
mehr zu, nach den bisherigen Rezepten
weiterzukochen. Dabei sind auch wir Al-
ternativen gefordert.
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Stimmen gewonnen - 
Sitz verloren
Der Pulverdampf hat sich verzogen, der

erste Schock über den Verlust des linken

Nationalratssitzes ist überwunden - Zeit

für eine nüchterne Analyse des Wahlre-

sultates, um zu verstehen, was passiert

ist und Lehren für die Zukunft zu ziehen.

Von Martin Stuber, Zug

Es ist erstaunlich, wie wenig der politi-
sche Erdrutsch im Kanton Zug in den Me-
dien thematisiert wurde. Und ein Erd-
rutsch wars! Das beweist eine Analyse der
Listenergebnisse. Obwohl die Sitze nach
Nationalratsproporz vergeben werden, ist
es im Kanton Zug, wo sich die Leute den
Listenproporz gewohnt sind, nämlich le-
gitim und sinnvoll, auch die Ergebnisse
der Listen auszuwerten. So lassen sich
auch aussagekräftige Vergleiche mit den
Resultaten von kantonalen Wahlen an-
stellen.

Ein Blick auf das nebenstehende Dia-
gramm zeigt auf den ersten Blick: es war
ein Erdrutsch! Innerhalb eines Jahres hat
die SVP ihre Listenstimmen verdoppelt
und sogar die FDP überholt. Das SVP-Re-
sultat wäre «nach aussen» also noch bes-

ser gewesen, wenn nicht die Panaschier-
bilanz zwischen SVP, CVP und FDP ganz
deutlich zuungunsten der SVP ausgefal-
len wäre. Die SVP hat hier  fast 2000 Par-
teistimmen verloren. Zug liegt also voll
im nationalen Trend, wo der massive elek-
torale Sprung der SVP sich im Frühling
mit Beginn des Kosovokrieges in den Um-
fragen deutlich abzuzeichnen begann.

Dank SVP national

Dass ein beträchtlicher Teil des Zuger
SVP-Wahlerfolges national bedingt ist,
zeigen ganz klar zwei andere Resultate:
Die SVP hat am meisten unveränderte
Listen (fast die Hälfte!) - ein deutlicher
Hinweis, dass die Leute unabhängig von
den KandidatInnen einfach SVP respekti-
ve Blocher gewählt haben. Diese Aussage
wird erhärtet durch das sehr schlechte Ab-
schneiden des defacto SVP-Chefs Hans
Durrer, der in keiner Gemeinde, nicht
mal in seinem Wohnort Walchwil, auch
nur annähernd an die Stimmenzahl der
drei SVP-Nobodies herankam.

Das wie auch die Panaschierbilanz zwi-
schen SVP- und Seniorenliste relativiert
die Bedeutung der Seniorenliste. Es
stimmt zwar, dass die Listenverbindung

mit der Seniorenliste den Ausschlag gab.
Unter Berücksichtigung der Panaschier-
bilanz, wo die SVP unterm Strich über
1000 Parteistimmen an die Seniorenliste
abgegeben hat und mit der berechtigten
Annahme, dass ein Teil der Stimmen für
die Seniorenliste sonst der SVP zugute ge-
kommen wären, ist die These, dass die
SVP es ganz knapp auch alleine geschafft
hätte, berechtigt.

Linke Liste mit Stimmenzuwachs...

Der Erdrutsch zugunsten der SVP ver-
deckt etwas die Tatsache, dass auch die
linke Liste gegenüber den Regierungs-
ratswahlen vor einem Jahr deutlich zuge-
legt hat - fast 1200 Listen! Immer in abso-
luten Listenstimmen gerechnet (was von
allen Zahlen die interessanteste ist, weil
hinter jeder Liste einE WählerIn, ein
Mensch steht) wird aus dem Diagramm
auch ersichtlich, dass die gemeinsame Li-
ste von SP und Alternativen mehr Stim-
men machte als die beiden Listen von SP
und SGA vor vier Jahren, als es immerhin
um die Eroberung des dritten Sitzes ging.
Mit den Listen von Fassbind/Holdener
hat die Linke vor vier Jahren in etwa gleich
viel WählerInnen mobilisiert.



...aber Stimmenanteile verloren

Der Zuwachs in absoluten Zahlen
steht einem Rückgang der Stimmenan-
teile gegenüber (vgl. Diagramm oben).
Denn entgegen dem sonst üblichen
Trend, dass eher die Linke von höheren
Stimmbeteiligungen profitiert, hat es
jetzt ganz klar der SVP genützt - was
durch die nationale Vox-Analyse bestätigt
wird. FDP und CVP profitierten mobili-
sierungsmässig gegenüber 1995 von der
innerbürgerlichen Polarisierung und der
Angst vor einem Sitzverlust.

Eine nähere Analyse der KandidatIn-
nenresultate in den Gemeinden zeigt
überdies, dass die SVP auch von der brei-
teren gemeindlichen Abdeckung profi-
tiert hat. Wird noch die Seniorenliste
hinzugenommen, waren alle Kantons-
teile mit sechs Gemeinden vertreten,
während unsere KandidatInnen nur
Zug und Steinhausen abgedeckt haben -
und dort die linke Liste jeweils das beste
Resultat machte und zur stärksten Kraft
avancierte!

Alternative mobilisiert

Was übrigens ein weiterer, deutlicher

Hinweis ist, dass die alternativen
WählerInnen mobilisiert werden konn-
ten, denn in diesen beiden Gemeinden
hatten die beiden alternativen Kandida-
tInnen auch ihre besten persönlichen
Resultate! Die dubiose «Wähler-
stromanalyse» in der Neuen ZZ, wonach
die Hälfte der SGA-WählerInnen nicht
zur Urne gegangen seien, können wir
getrost zum Altpapier legen...

Umgekehrt hat die SVP ihre grössten
Sprünge in Neuheim, Menzingen, Hü-
nenberg und Oberägeri gemacht, was
auch auf einen Stadt-Land-Graben hin-
weist. Dass die CVP viele Bauernstim-
men an die SVP verloren hat, zeigt ihr
blamables Abschneiden in Menzingen,
wo sie trotz (oder wegen?) ihres Bauern-
Spitzenkandidaten Peter Hegglin 10%
Stimmenanteil verloren hat.

Ausnahme Baar

Eine Ausnahme ist Baar, wo die SVP
ihren grossen Sprung schon vor einem
Jahr machte und nun völlig unangefoch-
ten stärkste Partei ist. Ist Baar ein zweites
Schwamendingen?

Baar ist auch in einer anderen Hinsicht
eine Ausnahme: Ein Vergleich zwischen

den Gemeinden zeigt nämlich, dass die
linke Liste tendenziell besser abschnei-
det, wenn sowohl SP wie auch Alternati-
ve politisch präsent und aktiv sind. In
Baar gibt es zwar SP und SGA, sie sind
aber  in den letzten Jahren in der Öffent-
lichkeit zunehmend als eine Kraft aufge-
treten, was sich offenbar nachteilig für
das Resultat auswirkt. Ist die These ge-
wagt, dass nur eine eigenständigere, pro-
filierte SGA das oppositionelle, alternati-
ve Potential ausschöpfen kann?

Summa summarum:

Getrenne Listen bringen stimmen-
mässig erst dann etwas, wenn beide Lis-
ten mehr Mobilisierungskraft ent-
wickeln und zusätzliche geographische
Abdeckung bringen. Es hängt eben viel
an der Konstellation und noch mehr an
der Politik zwischen den Wahlen. Die
SVP hat vorexerziert, was wir Alternative
schon längst wissen und in Zukunft wie-
der mehr beherzigen müssen: Wahl-
kampf ist immer!

Eine detailliertere Wahlanalyse wird
noch vor Jahresende auf www.sga-zug.ch
und www.mstuber.ch publiziert.

Von links nach rechts, liegend: Stuber, Weichelt, Jans, sitzend: Leutenegger, Hess und Scherrer, stehend: Hotz, Hegglin, Durrer,

Betschard, Robadey. Im Hintergrund: Monika Gisler Locher, daneben, verdeckt: Silvia Thalmann Gut. Leider nicht auf dem Bild:

Bär und Kraft.



Die wichtigste Stärke der SVP ist, dass

sie das vertritt, was in diesem Land jahr-

zentelang offizielle Doktrin gewesen ist.

Dies ist die These von Josef Lang, die

dieser in einem Tagi-Artikel (4.9.99) am

Beispiel der Katholisch-Konservativen

ausgeführt hat. Sie gilt aber auch für

nationalkonservativ gesinnte Arbeiter-

Innen und Angestellte, die früher SP

gewählt haben. Oder für Rütli-Freisinni-

ge, die sich nicht vom Sonderfall verab-

schieden wollen. Wir veröffentlichen

eine leicht gekürzte Fassung der Tages-

anzeiger-«Tribüne».

Von Josef Lang; Bilder Christof Borner-
Keller

«Mir wäre lieber, du wärst aus der Kir-
che ausgetreten als zur SVP übergetre-
ten.» Mit diesen Worten kanzelte kürz-
lich in den katholischen Stammlanden
ein pensionierter Geistlicher seinen Bru-
der, einen Bauern im Ruhestand, ab. Der

Priester, der zeitlebens in städtischer
Umgebung wirkte, ist mit zunehmen-
dem Alter linker geworden. Und der
Landwirt, der für Partei, Kirche, Gemein-
de, Genossenschaft viel geleistet hat, ist
er plötzlich nationalkonservativ gewor-
den oder ist er es einfach geblieben? War-
um wechseln so viele katholische Bürge-
rInnen, deren Parteitreue einst legendär
gewesen ist, zur protestantisch gepräg-
ten (und geführten) SVP?

Wer den meist älteren katholischen
SVP-Wählerinnen und -Wählern zuhört,
der erfährt vor allem Altbekanntes. Die
jungen Frauen sollen sich gescheiter
ihren Kinder widmen als der eigenen
«Selbstverwirklichung». Vor lauter
Fremden fühle man sich fremd im eige-
nen Land. Die «Asylanten» und die Juden
wollten bloss profitieren. Die Schweiz
könne ihren Wohlstand nur behalten,
das «Volk» seine Rechte nur bewahren,
wenn es ihre Eigenständigkeit verteidige.

Boden, Berge, Bauern

Die Ernte, welche die SVP in den ka-
tholischen Stammlanden einfährt, wur-

de zur Zeit der Geistigen Landesverteidi-
gung gesät - unter Anleitung von katho-
lisch-konservativen Vordenkern wie des
Zugers Philipp Etter, Bundesrat von 1934
bis 1959. Dabei ist zu bedenken, dass die-
se Ideologie die Generation, die im Kal-
ten Krieg erwachsen wurde, ebenso stark
geprägt hat wie die Aktivdienstleistenden
selber. Das hängt unter anderem damit
zusammen, dass die nationalkonservati-
ve Hauptströmung mit dem Antikom-
munismus kompatibler war als mit dem
Antifaschismus. 

Nirgendwo vermochte sich die Geisti-
ge Landesverteidigung derart gut zu ver-
ankern, hat sie die kollektive Identität
derart stark geprägt wie im ohnehin
dichten katholisch-konservativen Mi-
lieu. Die Erhöhung der ebenso «from-
men» wie «wehrhaften» Innerschweiz
zur «Wiege der Nation», die Verschrän-
kung von «Christus-Kreuz» und «Hei-
mat-Kreuz», der Boden-Bauern-und-
Berg-Kult, das Landi-«Dörfli», die Gott-
hard-Mythologie haben da stark mitge-
holfen. Die SVP reklamiert und zele-
briert solche Inhalte und Bilder, wenn
auch auf ungehobelte Art.
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Die SVP erntet die Früchte der
Geistigen Landesverteidigung



Nationalistisch und frauenfeindlich

Wessen Geistes Kind die neuen SVP-
Wähler in den Stammlanden sind, lässt
sich beim Bestseller-Autor und späteren
Radiosprecher Josef Konrad Scheuber gut
ablesen. Der Urschweizer Geistliche und
Jugendschriftsteller, der von den 1930er-
bis zu den 1960er-Jahren das Denken des
katholischen Männervolkes stark beein-
flusst hat, bezeichnete die «Eidgenossen»
wiederholt als «auserwähltes Volk». 1944
schrieb er in seinem religiös-patrioti-
schen und antisemitischen Buch «Land
der Liebe» über das «Wunder Schweiz»:
«Auf dem Gotthard kommen von vier
Himmelsrichtungen vier Sprachen, vier
Rassen herzu - zusammen aber bilden sie
ein Kreuz, das lebendige Schweizerkreuz.
Vier gleich eins: wenn sie zusammen ein
Kreuz bilden.»

Wie der Gotthard ideologisch einzu-
ordnen war, hat der populäre Feldpredi-
ger bereits in seinem 1940 erschienen
Werk «Gewehr von der Wand!» erklärt:
«Das ist unser schweizerischer Alcazar.
Hier werden im Ernstfall die 'Helden
vom Gotthard' das letzte Stück Schweizer

Boden verteidigen.» Der Burghügel Alca-
zar diente im Spanischen Bürgerkrieg
den franquistischen «Helden» als Wider-
standshort gegen die linken Republika-
ner. Seine erfolgreiche Verteidigung im
Jahre 1936 wurde zu einem Symbol der
katholischen und faschistischen Rech-
ten.

Im gleichen Buch über das «erste
Grenzbesetzungsjahr» widmete sich der
Redaktor der katholischen Jugendzeit-
schriften «Schwizerbueb» und «Jung-
mannschaft» auch den «Frauen, die keine
Kinder haben wollen». Sie seien es «gar
nicht wert, dass ein einziger Mann für sie
im Felde steht». Deren «rot geschminkte
Lippen» und «hoch polierte Fingernägel»
seien eine «Maul- und Klauenseuche». In
der Jungmannschaft erschien 1938 ein
gross aufgemachter Text, der sich wie ein
aktuelles SVP-Inserat liest: «Die Schweiz
hat über acht Prozent Ausländer...Die
Verausländerung der Schweiz macht je-
des Jahr durch Zuwanderung von Aus-
ländern, Auswanderung von Schweizern,
Einbürgerung von Ausländern und Ein-
heirat von Ausländerinnen Fortschritte.
Soll das so weitergehen?»

Folgen der Verdrängung

Es rächt sich heute, dass die offizielle
Schweiz nach dem Krieg, statt eine gei-
stige und politische Wende und Öffnung
zu vollziehen, die nationalkonservativen
Dogmata und Vorurteile weitergepflegt
und damit verfestigt, die Vergangenheit
immer wieder verdrängt statt verarbeitet
und gegen die Linke noch 1993 zwecks
Beschaffung supermoderner Waffen die
erzreaktionären Geister gerufen hat. Es
rächt sich weiter, dass Partei und Kirche
Kritiken an ihrem scharfen Rechtskurs
in den 1930-er und 1940-er Jahren je-
desmal als «antikatholisch» oder «links-
extrem» abgewehrt haben, beispielswei-
se 1992, als Philipp Etters Antisemitis-
mus und Anpässlertum beleuchtet wur-
den. 

Der eingangs zitierte Geistliche stellte
nachträglich in Anspielung auf den
Hoffnungsphilosophen Ernst Bloch die
rhetorische Frage: «Haben sich die
früheren CVP-Wähler und jetzigen SVP-
Wähler zur Unkenntlichkeit oder nicht
eher zur Kenntlichkeit verändert?»



Nach den köstlichen Anima-
tionsfilmen «Mulan» und
«A Bug’s Life» war «Tar-
zan» ein schwerer Schock.
Man schien vom Hoch in
die Talsohle gerissen. Es
scheint zum Glück aber nur
ein Ausreisser gewesen zu
sein, denn nun kommt «The
Iron Giant» und schon bald
auch der vielversprechende
«Toy Story 2».

Wie gesagt, «Mulan» war
Klasse, aber der Urwaldindi-
aner hat uns wieder in die
Disney-Realität zurückge-
holt. In dieser Welt haben
alle Kulleraugen und Stups-
nasen und so gleicht denn
auch das Tarzan-Baby dem
Herkules-Baby wie ein Ei
dem anderen. Wenn dann
Jane mit Stöckelschuhen
und Schnürrock in den zu
erforschenden Urwald
schreitet, ist das etwa so
praktisch, wie Phil Collins
in Deutsch singen zu lassen.
Er könnte auch chinesisch
singen, man versteht näm-
lich kein Wort.

Doch halt: die Rettung
kommt in Form eines ca. 15
Meter hohen Roboters der
vom Himmel ins Meer vor
der Küste von Rockwell an-
no 1957 fällt. Soeben wurde
die Sputnik ins All geschos-
sen, es tobt der kalte Krieg.
Annie Hughes ist alleiner-
ziehende Mutter und arbei-
tet als Kellnerin. Sie kommt
deshalb oft erst spät zu
ihrem neunjährigen Sohn

Hogarth nach Hause. Letz-
terer ist ein cleverer Aussen-
seiter mit glühender Phan-
tasie, der sich abends gerne
gruselige Serien am Fernse-
hen (natürlich schwarz-
weiss) anschaut. Als eines
Abends plötzlich der Emp-
fang gestört wird, klettert
Hogarth auf das Dach. Die
Antenne hat sich in Luft auf-
gelöst und Hogarth folgt
Spuren, die in den nahege-
legenen Wald führen, wo er
bald den riesigen Stahlrobo-
ter entdeckt. Hogarth rettet
dem Giganten das Leben
und die beiden werden
dicke Freunde. Trotz Ho-
garths brillianter Idee, den
Roboter auf der Schrotthal-
de zu verstecken, merken
die Einheimischen natür-
lich nach und nach, dass ir-
gendwas faul ist. Es ist ja
nicht alltäglich, dass man
das parkierte Auto so vorfin-
det, als ob sich jemand ei-
nen gigantischen Bissen da-
von genehmigt hat. Die pa-
ranoiden Beamten benach-
richtigen sofort die Regie-

rung, die ihrerseits den
Agenten Kent Mansley ins
Dorf senden, um die Sache
zu untersuchen. Der kommt
Hogarths Geheimnis bald
auf die Spur und ist über-
zeugt, dass der Roboter eine
geheime russische Waffe
ist, wodurch es zum mi-
litärischen Showdown
kommt.

Die Story bietet inhaltlich
nicht viel Neues, sondern ist

ein Mix von «Beauty and the
Beast» und «E.T.». Etwas
weiter geht die Moral des
Märchens dann allerdings
schon. E.T. war zwar ein un-
erwünschter Fremdkörper,
aber doch nur ein harmloser
Kerl. Der eiserne Gigant je-
doch kann sich bei Bedarf

zur unglaublichen Kampf-
maschine wandeln. Die zen-
trale Lehre für die Kids ist
also, dass sie eine Wahl ha-
ben, wie sie ihr Potenzial
einsetzen. Auch wenn sie
nicht schaden, lassen uns
Erwachsene solche offen-
sichtlichen Belehrungen in
der Regel kalt. Doch zum
Glück bietet «The Iron Gi-
ant» mehr als nur Zeigefin-
ger-Pädagogik. Die Story ist
witzig und wird in einer Art
erzählt, die nicht mehr Kon-
trast zu den Disney-Produk-
tionen haben könnte. Da
wären zum Beispiel die
Zeichnungen (wohlgemerkt
im Cinemascope-Format),
die in einer 50er-Jahre Mar-
vel-Comics-Ästhetik gehal-
ten sind. Die Menschen se-
hen dadurch etwas kantig
aus, aber eben immer noch
wie ganz normale Men-
schen. Die haben bekannt-
lich auch ihre kleinen «Feh-
ler», wie etwa Hogarths de-
fekter Schneidezahn und
müssen ab und zu auf die
Toilette. Dies mag banal
klingen, aber bedenken Sie,

dass dies eine amerikani-
sche Produktion ist und da
ist ein gezeichnetes Kind
auf der WC-Schüssel eine
Revolution! Diese Darstel-
lungsweise stellt sich als
äusserst erfrischend heraus.
Es spielen schliesslich
schon genug Models und
Superschöne in den Live-Ac-
tion-Filmen, da brauche ich
sie wirklich nicht auch noch
in gezeichneter Form.

Ebenfalls wohltuend ist die
Tatsache, dass im ganzen
Film kein einziges Mal un-
motiviert herummusiziert
oder -gesungen wird. Die
Story wird ganz einfach und
geradlinig erzählt und das
Schwergewicht liegt bei den
zentralen Charakteren. Es
gibt keine Nebenfiguren,
die nur zum Blödeln da sind
und sonst nichts zur Story
beitragen. (Zugegebener-
massen kann dies, wie der
Drache in «Mulan» beweist,
durchaus seinen Reiz ha-
ben, aber es muss wirklich
witzig sein - und bitte nicht
in JEDEM Film! Also nicht
verpassen, ein Film mit
mindestens so viel Herz
und Seele wie «E.T.».

Von Thomas Ulrich

Film

«The Iron Giant» 
Regie: Brad Bird.

Stimmen: Jennifer Aniston,
Harry Connick Jr. uva.

Musik: Michael Kamen.

USA 1999, CinemaScope,
Dolby Digital/DTS/SDDS,
86min.

Verleih: Warner Bros.

Start CH-D: 16.12.99



Der Stapel neben meinem
Bett 

Meine Freundin Charlotte
hat den definitiven Weih-
nachtskoller. Jetzt schon die
Nase voll von Liechtliglim-
merschimmer, Samichlaus-
gedichtli und klebrigen Fuss
böden, weil die Kinder be-
reits Mitte November den
Anlauf für die Adventszeit
genommen haben. Und vor
allem graust ihr davor, bis
zum Abwinken die Ge-
schichte vom glitzernden
Weihnachtsstern zu er-
zählen.

Ich empfehle ihr für die an-
geschlagene Mutter-Kind-
Beziehung das wunderschö-
ne Buch von Solotareff: Der
Weihnachtsmann von A-Z.
Ein Bilder-Alphabet vom
Weihnachtsmann und sei-
nen Wichteln, skurril, schön
anzuschauen und witzig zu
erzählen, für Kinder genau-
so geeignet wie für Erwach-
sene. Und weil es keine Ge-
schichten sind, sondern nur
Bilder mit kurzen Texten da-
zu, kann man nach Lust und
Laune weiterfabulieren. Für
Bilderbuch-liebhaber und
Leute mit Lust auf eine et-
was weniger moralische Ad-
ventsunterhaltung. Schön
ausgestattet, gebunden und
durchgehend farbig illus-
triert, ist es zu einem äus-
serst bescheidenen Preis in
den Buchhandlungen erhält-
lich. 

Sie selber sei in nachdenkli-
cher Stimmung, sagt sie, am
Sinnieren über das allmähli-
che Verschwinden der Lei-
denschaft aus ihrer Ehe,
über ihre Beziehungen über-
haupt und sie wolle lesend
auf dieser Spur bleiben. Ich
gebe ihr das Buch von Jens
Christian Grondahl: Schwei-
gen im Oktober. Die Ge-
schichte ist schnell erzählt.

Eine Frau geht weg. Sie geht,
nach 20 Jahren Liebe und
Ehe und ohne ersichtlichen
Grund. Ihr Mann verpasst
die Gelegenheit sie zu fra-
gen, wohin, wie lange und
warum sie geht. Er bleibt
zurück mit seinen Gedan-
ken an Astrid, seine erwach-
senen Kinder, an den ge-

meinsamen, erfüllten Alltag.
Die Gedanken spazieren in
zufälligen und doch geord-
neten Kreisen durch seinen
Kopf. Man spürt durch sein
Erzählen die Liebe zu seiner
Frau, ihre Liebe zu ihm; das
Glück scheint manchmal
vollkommen, wären da nicht
die kleinen Sprünge, Be-
schädigungen und Geheim-
nisse, die ganze leise und
unauffällig ihre Spuren in
der Beziehung hinterlassen.
Ich mochte das Buch sehr.
Es versetzte mich in eine ei-
genartig abgehobene Stim-
mung, und manchmal hatte
ich grosse Schwierigkeiten,
den leichten Nebel wieder
abzuschütteln und im Alltag
zu landen. 

Ganz anders der autobiogra-
phische Beziehungsroman
von Connie Palmen: I.M.
Ischa Meijer – In Margine,
In Memoriam. Da ist man
von Anfang an mittendrin,
in einer intimen Geschichte
von grosser Liebe zwischen
der Schriftstellerin und
Ischa Meijer, einem bekann-
ten Journalisten. Connie Pal-

men lässt einen ganz nahe
treten und miterleben, wie
sie sich aufeinander stürzen,
ihre Unabhängigkeit aufge-
ben, sich gegenseitig heraus-
fordern und sich helfen, mit
ihren alten Geschichten fer-
tig zu werden. Es ist eine
amour fou, aber nicht eine
vernichtende, weil sie lö-
sungsorientiert ist und von
zwei sehr grosszügigen
Menschen gelebt wird. 

I.M. stirbt nach vier Jahren,
ganz plötzlich, und die Frau
bleibt zurück mit einem
Schmerz, der sie beinahe
umbringt. Für mein eher
kühles Gemüt war das Buch
eine echte Herausforderung.
Es wird viel geweint,
gekämpft und erlitten,
manchmal ist es auch sehr
lustig oder philosophisch.
Ich habe es in drei Nächten
aufgegessen und noch viel
länger daran herumgekaut. 

Sehr spannend ist das neue
Buch von Herlinde Koelbl:
Spuren der Macht. Die Ver-
wandlung des Menschen
durch das Amt. Eine Lang-
zeitstudie. Neun Jahre lang
besuchte die Autorin und
Fotografin Männer und
Frauen, die in der Politik,
der Wirtschaft oder in den
Medien erfolgreich sind, be-
gleitete sie auf ihren Karrier-
ewegen mit der Kamera und
führte ausführliche Ge-
spräche mit ihnen. Sie hielt
so Veränderungen der Per-
sönlichkeit fest, in Wort und
Bild; ein eindrückliches Psy-
chogramm über Macht.

Wer sich für Fotografie und
Menschen interessiert, sollte
unbedingt das Zuger Neu-
jahrsblatt 2000 kaufen:
Menschen sind Welten. Drei
Fotografen und 14 Autoren
porträtieren 64 Zugerinnen
und Zuger. Die Gestaltung
des Bandes entspricht nicht

ganz meinem Geschmack.
Aber die Fotos sind sehr ein-
drücklich, begleitet von
spannenden, einfühlsamen
Texten. Ein ideales Buch für
neugierige Philanthropen,
ein Geschenk für leiden-
schaftliche Zugerlandbe-
wohnerInnen und über-
haupt, ein Band, den man
sich selber zu Weihnachten
schenken könnte. 

Von Ula Schiesser

Literaturangaben: 

�Solotareff, G. Der Weih-
nachtsmann von A-Z. Arena
Verlag.Fr. 15.00

�Grondahl, Jens Ch. Schwei-
gen im Oktober. Zsolnay Ver-
lag. Fr. 38.30

�Palmen, Connie: I.A.-Ischa
Meijer. Diogenes Verlag. Fr.
39.90

�Koelbl, H. Spuren der
Macht. Knesebeck Verlag. Fr.
90.00

�Zuger Neujahrsblatt 2000.
Menschen sind Welten. Fr.
49.00

Buch



Timing, die halbe Miete nicht
nur in der Politik.
Gut getimed war die politi-
sche Konjunktur diesmal für
die SVP. Nachdem die mas-
senhafte Kriegsvertreibung
der Kosovo-AlbanerInnen
der jahrelangen Kampagne
der SVP gegen Asylbewerber
und Flüchtlinge im richtigen
Moment den letzten Kick ge-
geben hat, ist absehbar, was
bei den übernächsten Natio-
nalratswahlen den Nach-
brenner spielen könnte:
Dannzumal stehen die bilate-
ralen Verträge nämlich hoch-
offiziell vertraglich nochmals
zur Disposition... Die SVP
wird die 40-Tönner-Lastwa-
genflut sicher zu ihren Gun-
sten «umleiten» können.

Kriminaltaktisch perfekt ge-
timed war offenbar der Über-
fall auf die reiche Gutsbesit-
zerin Silvia Göhner. Diese
lobte in den Zuger Me-
dien aber die Arbeit der
Kantonspolizei. Ihre
Forderung, in der Neu-
en Zuger Zeitung
(nZZ), im Kanton Zug
brauche es doppelt so
viele Polizisten wie heu-
te, hat RR Uster wohl
mit Wohlwollen zur
Kenntnis genommen.
Wenn Kantonsrat Peter
Rust wie jedes Jahr bei
Budget und Rechnung dem
Sicherheitsdirektor die zu
hohe Polizeidichte im Kan-
ton Zug vorhalten wird, kann
Uster cool den ganzseitigen
Artikel der nZZ hochhalten

und fragen: «Sonst noch
was?»

Suboptimales Timing hinge-
gen bei der Denk-Werkstatt
der Zuger SP: am 18. Septem-
ber, präzise in der heissesten
Phase des Wahlkampfes,
dachten die GenossInnen
zweieinhalb Stunden kollek-
tiv nach.
Thema der Denkwerkstatt:
«Wie soll die SP Kanton Zug
politisieren?» Ort: Berufs-
schule für Gesundheits- und
Krankenpflege Zug. Dass
ortsbedingt während des
praktischen Teils besonderes
Augenmerk auf das Thema
«Reanimation» gelegt wur-
de, ist allerdings nur ein bö-
ses Gerücht, das davon ablen-
ken soll, dass die SGA 1997
ihre Zukunftswerkstatt in der
psychiatrischen Klinik Ober-
wil abgehalten hat.

Sorgfältig timen müssen all
die Väter, welche gemäss ei-
ner Untersuchung sich pro
Tag bloss 20 Minuten mit
ihren Kindern beschäftigen,

eben diese 20 Minuten: da-
mit die Zeit reicht, um sich
vom Nachwuchs den letzten
Absturz des PC beheben zu
lassen oder um bei den Hau-
saufgaben die tägliche Eng-
lischlektion nicht zu verpas-
sen.

Tief blicken
lassen hat
das Timing
der FDP für
ihre Wahl-
feier im
Parkhotel:
Für genau
eine Stunde,
von 18:00
bis 19:00,
«laden wir
Sie zu unse-
rem Apéro
ein und freuen uns, mit Ih-
nen über die Wahlergebnisse
zu diskutieren.». Zu mehr
hat’s nicht mehr gereicht,
nach so vielen Inseraten...

Da war die SVP hem-
mungsloser: Per Laut-
sprecherwagen wurden
die Getreuen am Sonn-
tagabend im Ennetsee
zum Wahlfest zusam-
mengetrommelt. Voll
wurde der Festsaal aber
trotzdem nicht...

Apropos hemmungslos:
Hautnah erlebte Baudirektor
Jean-Paul Flachsmann die
bayerische Steigerung des
Wortes «Feind»: Feind, Erz-
feind, Parteifreund. Um ei-

nen solchen handelte es sich
nämlich beim tiffig entsorg-
ten persönlichen Mitarbeiter
des Baudirektors...

Kein Trostpflaster: Auf dem
Hund ist nicht nur die Linke,

sondern auch der Zuger Ta-
rifverbund:

Frontal

Swisscom: sone Saich!



FLIZ FilmLiebhaberInnen-
Zug ist der neue Filmclub
von Zug. Als Initianten
zeichnen Annelies Ursin
und Erich Langjahr, die seit
1992 im Burgbachkeller Fil-
me zeigten. Da sehr viele Fil-
me nur mehr im Format 35
mm erhältlich sind, ist eine
andere Projektion unabding-
bar. FLIZ wird ab 2000 an
jedem 2. Montag des Monats
im Kino Gotthard in Zug Fil-
me präsentieren. Anschlies-
send wird in Anwesenheit
der Regisseurin, des Regis-
seurs oder einer Fachperson
eine Diskussion zu Film und
Thema geboten. Ein solches
Konzept ermöglicht, aktuelle
Themen aufzugreifen und
in Anwesenheit mit den
Filmschaffenden zu disku-
tieren. FLIZ will nicht kom-
merzielles Kino anbieten,
sondern sogenannte Ni-
schenfilme vorführen, die
vom Schweizer Dokumen-
tarkino über Filme aus dem
Trigon-Verleih (Film aus
dem asiatischen, afrikani-
schen und südamerikani-
schen Raum) bis zu interna-
tionalen Dokumentarfilmen
reichen. Starten wird FLIZ
am 10. Januar 2000, um
20.00 Uhr, mit «Requiem»,
einem von Reni Mertens
und Walter Marti, dem «älte-
sten» Filmpaar der Schweiz,
produzierten Film (siehe
Terminkalender). Vorschau:
7. Februar, «Ein Zufall im
Paradies», Matthias von
Gunten. Bure Baruta (Goran
Paskaljevic), Brigitte und
Marcel (Barbara u. Winfried
Junge), Closed Country
(Kaspar Kasics), Johanna d'-
Arc of Mongolia (Ulrike Ot-
tinger), Trigon-Filme mit
Walter Ruggle.

Info: FLIZ, Postfach 1505,
6301 Zug.

Montag, 10. Januar 2000,
20.00 Uhr, Kino Gotthard
Zug
«Requiem», 1992, Reni
Mertens und Walter Marti
(CH)

Zu Beginn eine Hommage
an unsere ältesten Schwei-
zer Filmer (*1918 und
*1923), die persönlich anwe-
send sein werden! «Requi-
em» ist ein musikalisches
Filmgedicht ohne Worte, ein
Requiem für die Millionen
Soldaten aller Nationen, die
im 20. Jahrhundert auf den
Schlachtfeldern Europas ge-
fallen sind.

Montag, 7. Februar 2000,
20.00 Uhr, Kino Gotthard
Zug
«Ein Zufall im Paradies»,
1999, Matthias von Gunten
(CH)

Weshalb gibt es eigentlich
Menschen? Gibt es ein Zei-
chen für eine Absicht der
Natur? Der Film begleitet
Paläoanthropologen und an-
dere Urmenschenforscher
auf der Suche nach den im-
mer älteren Spuren unseres
Entstehens. Ein faszinieren-
der Doku-Film über den ewi-
gen Traum des Menschen,
seinem eigenen Ursprung
auf die Spur zu kommen.

29./30./31. Jan. / 1. März
Lichterstafette umverkehR
im Kanton Zug
Weitere Informationen in
der Tagespresse oder auf
www.umverkehr.ch

Monatsbar SGA
!Neu!Neu!
Jeden 1. Donnerstag im Mo-
nat!

6. Januar 2000

3. Februar 2000

2. März 2000

6. April 2000
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